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Zusammenfassung 

Die Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges, 

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW) hat einen Vorschlag zum Umgang mit 

gering radioaktiven Materialien aus der Stilllegung von Atomkraftwerken zur Prüfung 

vorgelegt. Bei dieser Option sollen die Gebäude nach einem teilweisen Abbau („Ent-

kernung“) nach außen abgeschlossen stehen bleiben. Die gering radioaktiven Mate-

rialien, die nach der gegenwärtig üblichen Praxis freigegeben (§ 29 StrlSchV) oder 

herausgegeben werden, sollen stattdessen in der eingeschlossenen Restanlage am 

Standort des stillzulegenden Atomkraftwerkes verbleiben. Für diese IPPNW-Option 

„Stehenlassen nach Entkernung“ werden auftragsgemäß zwei Varianten der „Ent-

kernung“ betrachtet. Die „Entkernung“ betrifft dabei entweder nur die höher radioaktiv 

belasteten Komponenten und Strukturen oder alle höher, mittel und schwach radio-

aktiven Systeme, Komponenten und Gebäudestrukturen. 

Neben der IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ wurden auftragsgemäß 

die Optionen „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ (ohne „Entkernung“) sowie vollstän-

diger Abbau des Atomkraftwerkes und Verwahrung der dabei anfallenden gering ra-

dioaktiven Materialien in einem Bunker („Vollständiger Rückbau mit Bunker“) 

bewertet. 

Bei den Optionen mit teilweisen oder vollständigen Abbau sollen die anfallenden ra-

dioaktiven Abfälle bis zur Endlagerung in einem geeigneten Gebäude am Standort 

zwischengelagert werden. 

Ein Atomkraftwerk besitzt nach der Abschaltung, der Entfernung aller Brennelemente 

aus der Anlage und der Dekontamination des Hauptkühlmittelkreislaufes immer noch 

ein Radioaktivitätsinventar von ca. 1017 Bq. Deshalb sind zur Verringerung sowie 

Vermeidung unnötiger Strahlenbelastungen auch während der Stilllegung weiterhin 

hohe Sicherheitsanforderungen zu erfüllen.  

Die bisher in der Bundesrepublik Deutschland angewendeten Stilllegungsstrategien 

sind der „Sofortige Abbau“ und der „Sichere Einschluss“. Letzterer ist auf einen Ein-

schluss von ca. 30 Jahren begrenzt, danach wird das Atomkraftwerk vollständig ab-

gebaut. Bei beiden Strategien werden die anfallenden Materialien als radioaktive 

Abfälle nach § 72 ff StrlSchV behandelt, werden nach § 29 StrlSchV über verschie-

dene Pfade freigegeben oder werden herausgegeben. 
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An die „Freigabe“ und an die „Herausgabe“ von Materialien aus einem nach § 7 Abs. 1 

AtG genehmigten Atomkraftwerk in den konventionellen Stoffkreislauf gibt es vielfach 

Kritik. Die freigegebenen und ein Teil der herausgegebenen Materialien sind nicht 

radioaktivitätsfrei, sondern gering radioaktiv. 

Durch die IPPNW-Option bzw. die weiteren in dieser Stellungnahme bewerteten Op-

tionen sollen, anders als bei den bisher in der Bundesrepublik Deutschland verfolg-

ten Stilllegungsstrategien, die Verbreitung der gering radioaktiven Materialien in die 

Umwelt und die dadurch möglichen Strahlenbelastungen vermieden werden. Als Vo-

raussetzungen für einen Verbleib dieser Materialien am Standort werden in dieser 

Stellungnahme, in Abhängigkeit von der betrachteten Option, der einwandfreie Zu-

stand der Gebäudestruktur, keine nachteiligen hydrologischen Standortbedingen, 

keine Beeinträchtigung der Oberflächen- und Grundwasserqualität durch den Anla-

genbetrieb sowie keine nachteiligen geologischen Standortbedingungen identifiziert. 

Es gibt einen großen Teil von Gebäuden oder Gebäudeteilen der Atomanlage au-

ßerhalb der Kontrollbereiche, die durch den Betrieb der Anlage nicht radioaktiv be-

lastet sind. Es wird in dieser Stellungnahme empfohlen, alle radioaktivitätsfreien und 

nicht mehr benötigten Gebäude abzureißen. Bisher wurden die bei deren Abbau an-

fallenden Materialien unter Nutzung der „Herausgabe“ aus der atomrechtlich ge-

nehmigten Anlage entfernt. Diese Vorgehensweise sollte zur Erhöhung der Strahlen-

schutzsicherheit (u.a. Vermeidung der „Herausgabe“ von querkontaminierten Materi-

alien) und aus formalrechtlichen Gründen (es gibt in der Strahlenschutzverordnung 

keine Grundlage dafür) verändert werden. Diese Materialien sollten nach messtech-

nischem Nachweis der Radioaktivitätsfreiheit nach § 29 StrlSchV uneingeschränkt 

freigegeben werden. 

Zunächst wurde in der hier vorgelegten Stellungnahme die Option ohne Abbau von 

Systemen, Komponenten und Gebäudestrukturen, der „Dauerhaft Sichere Ein-

schluss“ auf grundsätzliche Umsetzbarkeit und dessen Vor- und Nachteile geprüft. 

Diese Option wurde in dieser Stellungnahme durch die international diskutierte Op-

tion „Entombment“ ergänzt, da mit ihr gleiche Intentionen verfolgt werden. 

Bei beiden Optionen verbleibt das gesamte beim Ausgangszustand für die Stilllegung 

vorhandene Radioaktivitätsinventar am Standort. Dazu gehören auch langlebige Ra-

dionuklide, vor allem α-Strahler. Die Standsicherheit und Dichtheit von Bauwerken 

sind zeitlich begrenzt, beim „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ auf abgeschätzt 100 – 
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150 Jahre, beim „Entombment“ auf abgeschätzt ca. 300 Jahre. Zu diesem Zeitpunkt 

sind die länger- und langlebigen Radionuklide in dem nicht „entkernten“ Atomkraft-

werk noch nicht ausreichend zerfallen. Dies ist der Hauptgrund, weshalb die Um-

setzbarkeit dieser Optionen bei Berücksichtigung der etablierten Strahlenschutzan-

forderungen und der dichten Besiedelung als sehr kritisch angesehen wird. 

Der „Dauerhaft Sichere Einschluss“ ohne „Entkernung“ verursacht bei unterstelltem 

normalem Verlauf aller Tätigkeiten und Abläufe geringere Strahlenbelastungen für 

Personal (vor allem keine Abbauarbeiten) und Bevölkerung (bzgl. Anlagenumgebung 

und Freigabe) als dies bei den bisherigen Stilllegungsstrategien in der Bundesrepu-

blik der Fall ist. Das Störfallrisiko muss dagegen bei Berücksichtigung des gesamten 

zu betrachtenden Zeitraums als eher höher eingeschätzt werden. Der dauerhafte 

Verbleib aller Materialien des Atomkraftwerkes am Standort kann als oberflächenna-

hes Endlager interpretiert werden. Damit würde die bundesdeutsche Sicherheitsphi-

losophie, alle radioaktiven Abfälle weit von der Biosphäre entfernt in tiefen geologi-

schen Formationen zu lagern, aufgehoben. Es entstehen quasi Endlager für radioak-

tive Abfälle an mehreren Standorten. Die Gesellschaft muss dauerhaft (mehr als 

1000 Jahre) Verantwortung für Sicherheit und Strahlenschutz an den Atomkraft-

werksstandorten übernehmen. 

Für die IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“  wird in der hier vorge-

legten Stellungnahme nach Prüfung der beiden vorgeschlagenen Varianten empfoh-

len, die mit dem Abbau aller höher, mittel und schwach radioaktiven Systeme, Kom-

ponenten und Gebäudestrukturen weiter zu verfolgen. Dies wird mit der nachhaltigen 

Verringerung des Radioaktivitätsinventars von ca. 1017 Bq auf geringer als 109 Bq, 

mit Vorteilen beim Strahlenschutz und mit der Verringerung des Störfallrisikos 

begründet. 

Diese Option, bei der alle bei der Entkernung angefallenen gering radioaktiven Mate-

rialien und die noch nicht abgebauten gering radioaktiven Systeme, Komponenten 

und kontaminierten Gebäudestrukturen kontrolliert und nach außen möglichst weit-

gehend isoliert stehengelassen werden, ist umsetzbar. Sollten Standsicherheit und 

Dichtheit der Gebäude nach mehr als 100 Jahren nicht mehr im zu Beginn der Still-

legungsphase erforderlichen Umfang gegeben sein, sind die eher kurzlebigen Radi-

onuklide weitgehend abgeklungen. Auch wenn die Isolierung nicht in dem bis dahin 

möglichen Umfang weiter aufrechterhalten werden kann, sind die dann möglichen 
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Maßnahmen zur Rückhaltung in Abwägung mit den Vorteilen dieser Option ausrei-

chend. 

Bei der IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ sind die Strahlenbelastun-

gen des Personals nach Plausibilitätsbetrachtung nicht sehr unterschiedlich zu den 

bisher in der Bundesrepublik etablierten Stilllegungsstrategien, dürften aber tenden-

ziell eher etwas geringer sein. Die Strahlenbelastungen der Bevölkerung sind auf-

grund der nicht erfolgten Freigabe geringer einzuschätzen als bei den bisher in der 

Bundesrepublik etablierten Stilllegungsstrategien. Gleiches gilt bei globaler Betrach-

tung für die Störfallsicherheit. Die anwohnende Bevölkerung muss über einen sehr 

langen Zeitraum nicht radioaktivitätsfreie Gebäude am Standort akzeptieren. 

Insgesamt ergab die Prüfung der IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“, 

dass sie umsetzbar ist und gegenüber den bisher in der Bundesrepublik etablierten 

Stilllegungsstrategien mit Freigabe radiologisch vorteilhaft ist. 

Ebenfalls als umsetzbar wird die Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ ein-

geschätzt. Hier werden alle beim vollständigen Abbau des Atomkraftwerkes angefal-

lenen gering radioaktiven Materialien in ein neu am Standort errichtetes Bauwerk 

eingebracht. 

Nach einer Plausibilitätsbetrachtung gibt es für Strahlenbelastungen des Personals 

keinen relevanten Unterschied zu den bisher in der Bundesrepublik etablierten 

Stilllegungsstrategien. Am Standort besteht über einen längeren Zeitraum ein gerin-

ges Störfallrisiko. Das Störfallrisiko durch mögliche Störfälle bei einer Freigabe des 

gleichen Materials im Rahmen der bisher in der Bundesrepublik etablierten 

Stilllegungsstrategien ist als größer einzuschätzen. Der Bevölkerung wird durch die 

nicht erfolgte Freigabe Strahlenbelastung erspart. Die anwohnende Bevölkerung 

muss aber quasi ein Endlager für gering radioaktive Materialien am Standort 

akzeptieren. 
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1. Einleitung und Aufgabenstellung 

In der Bundesrepublik Deutschland wird in Zusammenhang mit den bei der Nutzung 

der Atomenergie anfallenden radioaktiven Abfällen und Reststoffen zurzeit vor allem 

über drei sicherheitstechnische Aspekte diskutiert: 

 Anforderungen und Dauer der Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle.  

 Suche eines Standortes für die Endlagerung insbesondere wärmeentwickelnder 

radioaktiver Abfälle 

 Verbleib gering radioaktiver Stoffe aus der Stilllegung von Atomanlagen. 

Wenngleich es bei den ersten beiden Themen um deutlich höhere Radioaktivitätsin-

ventare geht, ist auch der Umgang mit den gering radioaktiven Materialien relevant. 

In Deutschland wird gegenwärtig oder in naher Zukunft begonnen, 22 Leistungsre-

aktoren in Atomkraftwerken stillzulegen. Dabei fällt eine sehr große Menge dieser 

Stoffe an. In der gegenwärtigen bundesdeutschen Praxis werden diese Stoffe nach 

§ 29 StrlSchV in den konventionellen Stoffkreislauf freigegeben. Die Freigabe be-

deutet zum Teil einen völlig unkontrollierten Verbleib von Radioaktivität in Umwelt 

und Gegenständen und für den Rest einen wenig kontrollierten Umgang.  

Um die Verteilung von Radioaktivität in der Umwelt und die damit verbundene 

Strahlenbelastung sowie den Verlust der Kontrolle zu vermeiden, schlägt die IPPNW 

den Verbleib der gering radioaktiven Stoffe am Standort des Atomkraftwerkes vor. 

Darüber hinaus wird eine Verringerung der Strahlenbelastung des Personals ange-

strebt. Konkret schlägt IPPNW als Vorgehensweise ein „Stehenlassen nach Entker-

nung“ vor: 

Zunächst Abbau von höher radioaktiven Systemen, Komponenten und Anla-

genteilen oder von höher, mittel und schwach radioaktiven Systemen, Kompo-

nenten und Anlagenteilen sowie die Entfernung der jeweils dabei anfallenden 

Reststoffe und Abfälle aus dem Atomkraftwerk. 

Anschließend kontrolliertes „Stehenlassen“ der Gebäude und von Strukturen 

mit radioaktiven Belastungen. 

Neben dieser „IPPNW-Option“ werden weitere Optionen diskutiert: 
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 „Dauerhafter Sicherer Einschluss“1 des Atomkraftwerkes ohne Abbau von Syste-

men, Komponenten und Anlagenteilen. 

 „Vollständiger Abbau mit Bunker“, das heißt Stilllegung und Abbau des gesamten 

Atomkraftwerkes und Lagerung der dabei anfallenden gering radioaktiven Mate-

rialien in einem neu gebauten robusten Bauwerk („Bunker“) am Standort des 

Atomkraftwerkes.  

Da bisher keine dieser Vorgehensweisen in der Bundesrepublik Deutschland reali-

siert oder in Regelwerken berücksichtigt wurden, gibt es hierzu noch keine Machbar-

keitsbetrachtungen und keine sicherheitstechnischen Bewertungen. 

IPPNW hat die intac GmbH beauftragt, eine erste kursorische Prüfung der grund-

sätzlichen Machbarkeit der IPPNW-Option und der weiteren genannten Optionen 

vorzunehmen und ebenfalls kursorisch die Vor- und Nachteile aller Optionen für den 

Umgang mit den gering radioaktiven Stoffen herauszuarbeiten. Die Aussagen zur 

Machbarkeit müssen allgemein bleiben, da für konkrete Aussagen sehr umfangrei-

che Recherchen erforderlich wären, die nicht im Rahmen einer ersten kursorischen 

Prüfung möglich sind. Außerdem wäre der Zugang zu nicht unmittelbar öffentlich vor-

liegenden Unterlagen erforderlich. Es ist nicht Auftrag, in dieser Stellungnahme die 

sicherheitstechnisch beste Option zu ermitteln und auch nicht einen detaillierten Um-

setzungsvorschlag für eine der Optionen zu erarbeiten. Gleichwohl werden in dieser 

Stellungnahme zu den Optionen auch Vorschläge aus Strahlenschutzsicht vorge-

bracht. 

Die beauftragte Stellungnahme wird hiermit vorgelegt.  

Zur Grundlage für die beauftragte Prüfung werden im folgenden Kapitel 2 zunächst 

der aktuelle Sachstand sowie geführte Diskussionen zur Stilllegung und zu den dabei 

anfallenden Materialien beschrieben. In Kapitel 3 werden die bisherigen Überlegun-

gen der IPPNW dargelegt. Das Kapitel 4 enthält die Prüfung. 

                                            

1
  „Sicherer Einschluss“ ist die Bezeichnung nach Atomgesetz. Sie bezieht sich dort auf einen in der 

Genehmigung festzulegenden begrenzten Zeitraum. 
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2. Stilllegung und Freigabe 

2.1 Stilllegung und Abbau 

Für die Stilllegung und den Abbau von Atomkraftwerken ist eine Genehmigung nach 

§ 7 Abs. 3 AtG erforderlich. 

Auch nach Abschluss des Reaktorbetriebes handelt es sich bei den Kraftwerken 

nach wie vor um Atomanlagen. Das Gesamtradioaktivitätsinventar der Anlage kann 

zwar vor allem durch die Entfernung der bestrahlten Brennelemente und einer De-

kontamination des Hauptkühlkreislaufes deutlich reduziert werden (von ca. 1021 Bq 

auf ca. 1017 Bq [EON 2003]), ist aber dennoch sehr groß. Das heißt, während der 

Stilllegungs- und Abbauarbeiten ist das Personal und auch die Bevölkerung in der 

Umgebung weiterhin einer Strahlenbelastung ausgesetzt. Auch sind während der 

Stilllegung nach wie vor Störfälle mit Freisetzungen radioaktiver Stoffe möglich. De-

ren Auswirkungen können zwar wegen der nicht mehr vorhanden Brennelemente 

sowie wegen der nicht mehr vorhanden Druckbeaufschlagung und der geringeren 

Temperaturen nicht mehr so katastrophal sein, wie bei einem in Betrieb befindlichen 

Reaktor, sie sind aber dennoch nicht vernachlässigbar. 

2.1.1 Stilllegungsstrategie  

In der Bundesrepublik Deutschland werden bisher zwei Stilllegungsstrategien verfolgt 

und umgesetzt, der „Sofortige Abbau“ und der „Sichere Einschluss“.  

Bei der Stilllegungsstrategie „Sofortiger Abbau“ wird die Stilllegung bis zur Freigabe 

des Anlagengeländes aus atomrechtlicher Verantwortung Schritt auf Schritt ohne 

konzeptbedingte Verzögerung durchgeführt. Wegen des nach wie vor hohen Gefah-

renpotenziales, der Komplexität der Anlage und der notwendigen Sorgfalt beim Ab-

bau und Zerlegen von Systemen und Komponenten sowie beim Abriss von Gebäu-

destrukturen benötigt auch dieses Vorgehenskonzept mehrere Jahre zur Umsetzung. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird gegenwärtig von 12 bis 15 Jahren von der 

Erteilung der ersten Stilllegungsgenehmigung bis zur Entlassung von Gebäude und 

Gelände aus dem Zuständigkeitsbereich von Atomgesetz und Strahlenschutzverord-

nung ausgegangen. 
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Es ist darauf hinzuweisen, dass das im Zusammenhang mit „Sofortigem Abbau“ ge-

nannte Ziel „Grüne Wiese“ nach Beendigung des Abbaus an den Standorten der in 

der Bundesrepublik noch stillzulegenden Atomkraftwerke nicht realisierbar ist. Die 

Standort-Zwischenlager für bestrahlte Brennelemente werden in der Regel noch ei-

nige Dekaden betrieben werden müssen und ein Zwischenlager für die bei der Still-

legung anfallenden radioaktiven Abfälle wird, selbst wenn das hierfür von der Bun-

desregierung vorgesehene Endlager Konrad plangemäß 2023 in Betrieb gehen 

sollte, aus logistischen Gründen für mehrere Jahre darüber hinaus erforderlich sein. 

Außerdem ist auch zu bezweifeln, ob die Betreiber der Atomkraftwerke überhaupt 

noch das Ziel „Grüne Wiese“ verfolgen. Mindestens an einigen Standorten ist vorge-

sehen, unterirdische Bauwerksteile wie Keller, Kanäle und Gründungspfähle im Erd-

boden zu belassen (siehe z.B. [E.ON 2015]). 

Für die meisten bisher stillgelegten, in Stilllegung befindlichen oder zur Stilllegung 

beantragten Leistungsreaktoren wurde bzw. wird in der Bundesrepublik Deutschland 

die Strategie „Sofortiger Abbau“ eingesetzt. 

Die Strategie „Sicherer Einschluss“ beinhaltet eine Phase der Unterbrechung nach 

bestimmten Schritten der Stilllegung. Nach der - soweit erforderlich - vorgenomme-

nen Ertüchtigung von Systemen und Strukturen sowie dem Abbau eines Teiles von 

Einrichtungen mit geringem Aktivitätsinventar wird die Phase des „Sicheren Ein-

schlusses“ eingeleitet. Dazu werden Belüftung, Beleuchtung und Möglichkeiten zur 

Radioaktivitätsmessung im Reaktorgebäude (ggf. Containment) sowie eventuell eini-

gen angrenzenden Gebäudeteilen eines Atomkraftwerkes sichergestellt und alle an-

deren Rohr- bzw. elektrischen Leitungen an diesen räumlichen Grenzen unterbro-

chen und abgedichtet. Gleichfalls werden mit Ausnahme eines Zuganges alle ande-

ren Öffnungen zum Beispiel durch mauern, betonieren oder schweißen verschlos-

sen. Damit entsteht (sofern die Gebäudestruktur dafür geeignet ist) ein relativ leicht 

zu überwachender, dicht verschlossener Bereich, aus dem praktisch keine radioakti-

ven Stoffe entweichen sollen. Der so isolierte Bereich muss zur Kontrolle in längeren 

Abständen durch Personen begangen werden. Außerhalb des eingeschlossenen 

Anlagenbereiches können die Arbeiten in und an den aus dem atomrechtlichen 

Rechtsrahmen entlassenen Gebäuden fortgesetzt werden. Welche Gebäude bzw. 

Bereiche der „Sichere Einschluss“ genau umfasst, ist vom Reaktortyp abhängig und 

kann je nach Zustand der Anlage entschieden werden. 
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In der Bundesrepublik  wurden bisher die mit Leistungsreaktoren betriebenen Atom-

kraftwerke Lingen (KWL) und der Thorium-Hochtemperaturreaktor Hamm-Uentrop 

(THTR-300) „sicher eingeschlossen“.  

Im Atomgesetz gibt es keine Vorgaben welche der beiden Strategien einzusetzen 

ist. Auch im untergesetzlichen Regelwerk werden beide Strategien als möglich ge-

nannt. Die Entscheidung hierüber trifft nach gegenwärtiger Rechtslage der Betreiber 

des Atomkraftwerkes und stellt einen Genehmigungsantrag zur Stilllegung nach § 7 

Abs. 3 AtG mit einer der beiden Strategien. Die Genehmigungsbehörden haben in 

den bisherigen Verfahren nicht geprüft, ob mit der beantragten Strategie die für den 

Standort optimale gewählt wurde und ob die gewählte im Vergleich zur anderen 

Strategie voraussichtlich die geringere Strahlenbelastung für Personal und Bevölke-

rung verursacht. 

Die Niedersächsische und die Schleswig-Holsteinische Landesregierung wollten auf-

grund der nach ihrer Meinung erreichten technischen Fortschritte bei Stilllegung und 

Abbau (Niedersachsen) [BIRKNER 2011] und wegen der langen Verzögerung des 

endgültigen Abbaus (Schleswig-Holstein) [HABECK 2012] den „Sicheren Einschluss“ 

aus dem Atomgesetz streichen. Dazu wurde von Schleswig-Holstein ein Gesetzes-

vorschlag in den Bundesrat eingebracht. Die Einbringung dieses Gesetzesvorschlags 

in den Deutschen Bundestag wurde jedoch vom Bundesrat abgelehnt [BR 2012]. 

Einen neuen Anlauf zur Streichung des „Sicheren Einschluss“ aus dem Atomgesetz 

unternimmt nun eine vom Bundeswirtschaftsministerium eingesetzte Kommission. 

Zur Sicherstellung der Finanzierung von Stilllegung und Abbau schlägt sie eine ent-

sprechende Änderung des Atomgesetzes vor [KFK 2016]. 

International wird eher das Gegenteil verfolgt. Im Rahmen der IAEA wurde vor allem 

die Stilllegung mit schnellem Rückbau zur „Grünen Wiese“ als bevorzugte Strategie 

infrage gestellt. Aufgrund der Einflussnahme einiger Staaten sowie der veränderten 

Lage wegen der – nach Meinung der IAEA – weltweiten Atomenergie-Renaissance 

hat die Strategie „Sicherer Einschluss“ wieder mehr Bedeutung und die neuen Stra-

tegien „eingeschränkte Freigabe“ (industrielle Nutzung der Gebäude) und „dauer-

hafter Einschluss“ („Entombment“) sollen verstärkt geprüft und eingesetzt werden 

[LARAIA 2011]. 
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Vor allem aus sicherheitstechnischer Sicht und Strahlenschutzsicht sollte nicht gene-

rell gesetzlich vorgegeben werden, welche der Stilllegungsstrategien anzuwenden 

ist.  

Die Vorteile eines „Sofortigen Abbaus“ können zum Beispiel relativiert werden, wenn 

der Antragsteller größere Komponenten und/oder Gebäude vor Abbau bzw. Abriss 

über längere Zeit abklingen lassen will (siehe Kapitel 4.3.2). Auch die Frage, ob der 

Betrieb eines Zwischenlagers für die radioaktiven Abfälle am Standort vorgesehen ist 

oder eine externe Zwischenlagerung beantragt wird, ist bei der Strategieentschei-

dung zu berücksichtigen. Deshalb sollte immer das Gesamtkonzept des Antragstel-

lers für Stilllegung, Abbau und Reststoff-/Abfallmanagement betrachtet werden. 

Die Entscheidung sollte vom beantragten Gesamtkonzept, von den jeweils zu er-

wartenden Strahlenbelastungen für Personal und Bevölkerung, vom konkreten Zu-

stand der Anlage, von möglichen Wechselwirkungen mit einem in Betrieb befindli-

chen Nachbarreaktor, von zur Verfügung stehenden Kapazitäten zum Umgang mit 

den anfallenden radioaktiven Reststoffen sowie von externen Randbedingungen 

(z.B. Verfügbarkeit eines Endlagers) abhängen. Deshalb sollte ein im Regelwerk 

festzuschreibender Kriterienkatalog entwickelt werden, mit dem unter Berücksichti-

gung des Minimierungsgebotes (§ 6 StrlSchV) eine sachgerechte und transparente 

Entscheidung über die Stilllegungsstrategie getroffen werden kann. Ein erster Vor-

schlag für einen Kriterienkatalog wurde im Rahmen der Diskussionen im Europäi-

schen Parlament vorgelegt [GÖK 2005]. 

Anhand des Kriterienkatalogs kann die Entscheidung des Antragstellers für eine 

Strategie in den Antragsunterlagen nachvollziehbar dargelegt werden. Die Genehmi-

gungsbehörde kann die Entscheidung dann im Sinne einer Alternativenprüfung be-

werten. Entsprechende Möglichkeiten hierfür bietet beispielsweise die für das Ge-

nehmigungsverfahren nach § 7 Abs. 3 erforderliche Umweltverträglichkeitsprüfung 

[INTAC 2013b]. 

Die vorstehenden Ausführungen geben den bisherigen Diskussionsstand wieder. Die 

Freigabe gering radioaktiver Materialien nach § 29 StrlSchV wurde in diesem Rah-

men noch nicht problematisiert. 



 

 Stellungnahme 

Verbleib gering radioaktiver Stoffe am Standort 

  Seite 14 

 

2.1.2 Radioaktivitätsinventar 

Zu Beginn der Stilllegung beträgt das Radioaktivitätsinventar eines Atomkraftwerkes 

insgesamt etwa 2,6 ∙ 1017 Bq [NIS 2012].  

Etwa dieses Inventar wurde durch die Aktivierung von Metall und Beton in der Um-

gebung des Reaktorkerns durch die Neutronenstrahlung erzeugt. Durch den radioak-

tiven Zerfall der relativ kurzlebigen Aktivierungsprodukte Co-60 und Eu-152 verrin-

gert sich die Radioaktivität nach 5 Jahren auf 8 ∙ 1016 Bq und nach 40 Jahren auf  

2 ∙ 1016 Bq.  

Die innere Kontamination durch direkten Kontakt mit radioaktiven Medien (in Pum-

pen, Rohrleitungen usw.) beträgt zu Beginn der Stilllegung etwa 1 ∙ 1013 Bq. Nach 5 

Jahren verringert sich diese Radioaktivität durch den radioaktiven Zerfall auf  

3 ∙ 1010 Bq und nach 40 Jahren auf etwa 1 ∙ 1010 Bq. 

Die äußere Kontamination innerhalb der Gebäude durch luftgetragene radioaktive 

Partikel an Oberflächen von Einbauten und Gebäudestrukturen sowie eingedrungene 

Kontamination beträgt zu Beginn der Stilllegung etwa 1 ∙ 109 Bq. Nach 5 Jahren ver-

ringert sich diese Radioaktivität durch den radioaktiven Zerfall auf etwa 1 ∙ 108 Bq 

und nach 40 Jahren auf etwa 2 ∙ 107 Bq. 

2.2 Bei der Stilllegung anfallende Reststoffe/Abfälle  

Bei der Stilllegung bzw. beim Abbau eines Atomkraftwerkes fallen – im Vergleich 

zum Betrieb – vermehrt sogenannte Reststoffe an. Diese Reststoffe besitzen ein 

sehr unterschiedliches Radioaktivitätsinventar. Das reicht von Gebäuden und ihrem 

Inventar ohne jede Belastung mit radioaktiven Stoffen durch den Betrieb der Atom-

anlage, bis zu den Kerneinbauten im Reaktordruckbehälter mit einer hohen Radioak-

tivität durch Aktivierung (Entstehung von Radionukliden durch Neutronenbeschuss) 

und Kontamination (Ablagerung von Radionukliden auf den Oberflächen). Die Rest-

stoffe werden entweder weiter- bzw. wiederverwendet oder als Abfälle beseitigt. Für 

alle drei Umgangsformen gibt es in Abhängigkeit vom Radioaktivitätsinventar unter-

schiedliche Pfade. 

Der einfachste und sinnvollste Pfad ist, die Komponenten oder Materialien in einer 

anderen kerntechnischen Anlage wieder zu verwenden. Dieser Pfad sollte absoluten 
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Vorrang haben und nicht von wirtschaftlichen Überlegungen abhängig sein. Dies 

muss in den Genehmigungen zur Stilllegung festgelegt werden. Hierauf wird im Fol-

genden nicht weiter eingegangen. 

Der zweite Pfad ist, die angefallenen Reststoffe zu radioaktiven Abfällen zu erklären. 

Die Pfade drei und vier erlauben die Reststoffe/Abfälle aus dem kerntechnischen 

Bereich in den konventionellen Stoffkreislauf zu überführen. In Abhängigkeit vom 

Radioaktivitätsinventar bedeutet das Freigabe nach § 29 StrlSchV oder Herausgabe. 

Bezüglich der Freigabe hat IPPNW Optionen für einen Verbleib dieser Stoffe am 

Atomkraftwerksstandort vorgeschlagen [IPPNW 2016b], auf die in den Kapiteln 3 und 

4 eingegangen wird. 

2.2.1 Massen, Arten und Verbleib von Reststoffen/Abfällen 

Atomkraftwerke mit ihren Reaktoren sind große Industrieanlagen mit mehreren Bau-

werken. Für die Reaktoren, die sich zurzeit im Stilllegungsverfahren befinden oder 

noch in Betrieb sind, können die in der folgenden Abbildung angegebenen Gesamt-

massen als Referenz angenommen werden. 

 

 

Abb. 1:  Gesamtmassen beim Abbau eines Atomkraftwerkes [ESK 2013]. 

(1 Mg = 1 t, alte Einheit) 
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Von den in Abbildung 1 gezeigten Massen sind jeweils etwa 94 % Betonstrukturen. 

Das sind im Wesentlichen die Gebäude und die Abschirmwände im Reaktorgebäude. 

Der Grund für den anteilig größeren Kontrollbereich bei Siedewasserreaktoren ist im 

Wesentlichen der einteilige Kühlkreislauf, der erhöhten Strahlenschutz und damit 

einen Kontrollbereich auch im Maschinenhaus erfordert. 

Beim Abbau einer Atomanlage werden die anfallenden Massen zunächst Reststoffe 

genannt. Der Teil dieser Stoffe, die nicht an anderer Stelle weiterverwendet oder 

verwertet werden kann, wird als Abfall deklariert. Die anfallenden Reststoffe und 

Abfälle können radioaktiv belastet sein oder nicht. 

Für die Zuordnung der bei der Stilllegung anfallenden Reststoffe wird zunächst die 

bei Erteilung der Betriebsgenehmigung vorgenommene strahlenschutzmäßige Ein-

teilung in Kontrollbereich, Überwachungsbereich und sonstige Bereiche herangezo-

gen. Welche Gebäude oder Gebäudeteile zu welchem Strahlenschutzbereich gehö-

ren, ist vom Reaktortyp (Druck- oder Siedewasserreaktor) abhängig und teilweise 

auch standortbedingt. Darauf wird in dieser Stellungnahme nicht detaillierter einge-

gangen. Grob sieht die Einteilung wie folgt aus: Zum Kontrollbereich gehören das 

Reaktorgebäude, das Reaktorhilfsanlagengebäude (u.a. mit Zu- und Abluftanlage, 

Wasseraufbereitungsanlage), Gebäudeteile oder Räume in denen mit radioaktiven 

Reststoffen/Abfällen umgegangen oder diese zwischengelagert werden (das kann 

inner- oder außerhalb des Reaktorhilfsanlagengebäudes sein) und bei Siedewasser-

reaktoren das Maschinenhaus. Der Rest der Gebäude und das Gelände innerhalb 

des Anlagenzaunes sind mit Ausnahme weniger sonstiger Bereiche Überwachungs-

bereich. Zu den sonstigen Bereichen können z.B. der oder die Kühltürme gehören.  

Für die sonstigen Bereiche wird davon ausgegangen, dass dort keine radioaktive 

Belastung aus dem Betrieb des Reaktors oder dem Umgang mit dabei anfallenden 

radioaktiven Stoffen gegeben ist. Sofern diese Bereiche nicht zur nach § 7 Abs. 1 

AtG genehmigten Anlage gehören, kann mit den beim Abbau dort anfallenden Stoffe 

frei umgegangen werden. Gehören die Bereiche zur atomrechtlich genehmigten An-

lage, kommt nach gegenwärtiger Praxis der Pfad „Herausgabe“ infrage. 

Der Überwachungsbereich besitzt eine Materialmasse von etwa 400.000 Mg bei 

Druckwasserreaktoren und etwa 200.000 Mg bei Siedewasserreaktoren. In diesem 

Bereich der Anlage wurde nicht mit offenen radioaktiven Stoffen umgegangen. Für 

den größeren Teil dieses Bereiches wird davon ausgegangen, dass keine radioaktive 
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Belastung vorliegt. Das gilt zum Beispiel für das Notstromdieselgebäude oder das 

Verwaltungsgebäude. Einrichtungen und Komponenten sowie das Abbruchmaterial 

werden im Rahmen der „Herausgabe“ aus der Anlage entfernt. Für den großen Rest 

der Materialien im Überwachungsbereich wird radioaktive Kontamination unterstellt. 

Diese Materialien werden nach § 29 StrlSchV freigegeben. In dazu relativ geringem 

Umfang können im Überwachungsbereich auch als radioaktiver Abfall zu deklarie-

rende Materialien anfallen. 

Der Kontrollbereich hat für beide Reaktortypen eine Masse von durchschnittlich ca. 

200.000 Mg. Davon sind ca. 90% Bauschutt und Gebäudestruktur einschließlich Ar-

mierung. Metallische Reststoffe sind ca. 7 % und den Rest machen andere Stoffarten 

aus [GRS 2012]. Bezüglich der oben genannten Pfade werden von der Gesamt-

masse des Kontrollbereichs 97 % nach § 29 StrlSchV freigegeben und nur 3 % als 

radioaktiver Abfall deklariert. 

Nach Erfahrungswerten der Kernenergieindustrie wird davon ausgegangen, dass von 

den Massen des Kontrollbereichs ca. 50.000 Mg radioaktiv belastet sind. Eine grobe 

stoffliche Verteilung dieser Massen zeigt Abbildung 2: 

 

 

Abb. 2: Radioaktiv belastetes Material des Kontrollbereichs [ESK 2013]. 

 

Von den 50.000 Mg Material aus dem Kontrollbereich werden nach gegenwärtiger 

Praxis 85 % nach § 29 StrlSchV freigegeben, 11 % werden als radioaktiver Abfall 

behandelt und 4 % werden in der Kerntechnik wiederverwendet (siehe Abbildung 3). 
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Abb. 3: Umgang mit den radioaktiv belasteten Materialien aus dem Kontroll-

bereich. [ESK 2013] 

 

2.2.2 Radioaktive Abfälle  

Die bei Stilllegung und Abbau anfallenden radioaktiven Abfälle können hoch, mittel 

oder schwach radioaktiv sein. Diese Abfallkategorien sind nicht durch festgelegte 

Radioaktivitätskonzentrationen voneinander abgegrenzt, sondern es gibt Über-

gangsbereiche mit einer gewissen Bandbreite (siehe hierzu im Glossar). Darüber 

hinaus gibt es die in dieser Stellungnahme gering radioaktiv genannten Abfälle, auf 

die in den Kapiteln 2.2.3 und 2.2.4 eingegangen wird. 

Wie in Kapitel 2.2.1 beschrieben, ist der beim Abbau eines Atomkraftwerkes als radi-

oaktive Abfälle deklarierte Anteil relativ gering. Bei der Stilllegung des Atomkraftwer-

kes Esenshamm wird der z.B. mit 2,2 % der Gesamtmasse des Kontrollbereichs ab-

geschätzt [EON 2015]. 

Die radioaktiven Abfälle werden nach Sortierung und Sammlung chargenweise kon-

ditioniert. Das kann Vorort oder in zentralen Konditionierungsanlagen erfolgen. Die 

Konditionierungsmethode hängt von der Art der Abfälle (fest/flüssig und anorga-

nisch/organisch) und von wirtschaftlichen Erwägungen der Betreiber ab. Die Vertei-

lung der konditionierten Abfälle ist Abbildung 4 zu entnehmen. 
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Abb. 4:  Anteile der Konditionierungsmethoden für radioaktive Abfälle. 

[ESK 2013] 

 

Die konditionierten Abfälle werden dann in ein Zwischenlager überführt, in dem sie 

bis zur Möglichkeit der Endlagerung aufbewahrt werden.  

Die Zwischenlagerung der radioaktiven Stilllegungs- und Abbauabfälle ist nach ge-

genwärtigem Regelwerk ebenfalls sowohl am Stilllegungsstandort als auch extern 

möglich. In Bayern soll der größte Teil der Stilllegungs- und Abbauabfälle im Zwi-

schenlager in Mitterteich, also extern, zwischengelagert werden. Die Abfälle des 

AKW Mülheim-Kärlich werden ebenfalls extern in Gorleben, Hanau und Ahaus zwi-

schengelagert. An allen anderen AKW-Standorten erfolgt die Zwischenlagerung 

überwiegend am Standort. Dazu werden meist neue Gebäude errichtet. 

Ein Zwischenlager am Standort vereinfacht die Logistik für den Umgang mit den ra-

dioaktiven Abfällen. Dadurch kann auch das Störfallrisiko während der Stilllegung 

und die Strahlenbelastung für das Personal verringert werden. Darüber hinaus wer-

den durch ein Zwischenlager am Stilllegungsstandort unnötige Transporte des grö-

ßeren Teils der Abfälle vermieden, da – sofern auch die Konditionierung Vorort statt-

findet – für diese Abfälle nur der spätere Transport zum Endlagerstandort erforderlich 

ist. 
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2.2.3 Freigabe 

Für die Möglichkeit der Freigabe von bei Stilllegung und Abbau anfallenden gering 

radioaktiven Reststoffen bzw. Abfällen aus dem Gültigkeitsbereich des Atomgeset-

zes in den konventionellen Bereich muss ihr Radioaktivitätsinventar bestimmte, in 

der Strahlenschutzverordnung festgelegte Werte unterschreiten. Davon abgesehen 

gibt es noch die Einzelfallregelung, bei der ein individueller Nachweis geführt werden 

muss. Bedingung für beide Freigabeverfahren ist eine maximale Strahlenbelastung 

für eine Person aus der Bevölkerung von ca. 10 µSv/a bei Berücksichtigung eines 

Freigabepfades nach § 29 StrlSchV. Die Freigabe kann, je nach Radionuklidkonzen-

tration, uneingeschränkt oder eingeschränkt erfolgen. 

In Anlage III der Strahlenschutzverordnung sind Freigabewerte für Nuklid spezifische 

Radioaktivitätskonzentrationen bzw. -kontaminationen festgelegt. Diese Werte müs-

sen für eine Freigabe unterschritten werden. Bei Auftreten von Radionuklidgemi-

schen in den Reststoffen bzw. Abfällen ist eine Summenformel zur Feststellung der 

Unterschreitung anzuwenden.  

Nuklidspezifische Werte für die uneingeschränkte Freigabe wurden in § 29 StrlSchV 

festgelegt für: 

a) Feste Stoffe (mit Ausnahme von c) in Bq/g. Sofern eine feste Oberfläche vorhan-

den ist, sind zusätzlich Werte für Oberflächenkontaminationen zu berücksichti-

gen.  

b) Flüssige Stoffe in Bq/g. 

c) Bauschutt und Bodenaushub in Bq/g bei einer Menge von mehr als 1.000 Mg 

Freigabemasse pro Jahr.  

d) Bodenflächen in Bq/cm2. Bei der Kontaminationsermittlung dürfen nur die Konta-

minationen berücksichtigt werden, die durch die Anlage auf dem Betriebsgelände 

entstanden sind. 

e) Gebäude zur Wieder- und Weiterverwendung in Bq/cm2. Die Freimessung kann 

mit einem Stichprobenverfahren erfolgen. 

Nuklidspezifische Werte für die eingeschränkte Freigabe wurden in § 29 StrlSchV 

festgelegt für: 
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a) Beseitigung fester Stoffe in Bq/g. Sofern eine feste Oberfläche vorhanden ist, 

sind zusätzlich Werte für Oberflächenkontaminationen zu berücksichtigen. Die 

Freigabewerte sind gleich oder höher als für die uneingeschränkte Freigabe. Die 

freigegebenen Stoffe müssen ohne biologische und chemische Behandlung auf 

einer Deponie oder in einer Verbrennungsanlage beseitigt werden. Die Freiga-

bewerte gelten nicht für Bauschutt und Bodenaushub bei einer freizugebenden 

Masse von mehr als 1.000 Mg/a. 

b) Beseitigung flüssiger Stoffe in einer Verbrennungsanlage in Bq/g. 

c) Rezyklierung von Metallschrott in Bq/g. Sofern eine feste Oberfläche vorhanden 

ist, sind zusätzlich Werte für Oberflächenkontaminationen zu berücksichtigen. 

Der Metallschrott muss eingeschmolzen werden. Es darf sich nicht um Verbund-

stoffe mit nichtmetallischen Komponenten handeln. 

d) Gebäude zum Abriss in Bq/cm2. Die Freimessung kann mit einem Stichproben-

verfahren erfolgen.  

Die Freigaberegelung wurde bereits vor ihrer endgültigen Aufnahme in die Strahlen-

schutzverordnung kritisiert [MESSERSCHMIDT 2000 und NEUMANN 2000]. Diese 

Kritik wurde für die Pfade uneingeschränkte Freigabe von Flüssigkeiten sowie einge-

schränkte Freigabe von Metallen zur Rezyklierung und fester Stoffe zur Deponierung 

konkretisiert [GÖK/IFEU 2002]. Bei der Änderung der Strahlenschutzverordnung 

2011 wurde ein Teil der Kritik berücksichtigt. In den wesentlichen Punkten blieb die 

Kritik jedoch erhalten [INTAC 2013a]: 

 Die Erhöhung der Risikokoeffizienten für stochastische Wirkungen (Krebs mit To-

desfolge2 und genetische Schäden bei Nachkommen) nach Strahlenexposition bei 

niedriger Dosis [ICRP 2007] sowie die wissenschaftlich nicht mehr haltbare Be-

rücksichtigung des Dosis- und Dosisleistungs-Effektivitätsfaktors (DDREF) 

[BFS 2005, SSK 2014] sind in der Freigaberegelung der Strahlenschutzverord-

nung nicht berücksichtigt. 

 Die von der IAEA geforderte Einhaltung einer Maximaldosis von 10 µSv/a pro Frei-

gabepraktik und von einigen 10 µSv/a für die Gesamtheit aller Freigabepraktiken, 

die Einhaltung einer Kollektivdosis von 1 Personen Sv/a und die inhärente Sicher-

                                            

2 Es handelt sich nach ICRP um einen mit den nicht tödlichen Krebsfällen gewichteten Wert. 
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heit aller Freigabepraktiken [IAEA 1988] sind in der Strahlenschutzverordnung 

nicht umgesetzt. 

 Unzureichende Abschätzung des Mengengerüstes möglicher Freigabemassen 

und des zeitlichen Anfalls. 

 Bei der uneingeschränkten Freigabe ist der Verbleib der in den Stoffen enthalte-

nen Radionuklide unkontrollierbar, eine Ansammlung von Radionukliden jeder Art 

in beliebigen Objekten (auch Dingen des täglichen Umgangs) ist nicht auszu-

schließen und die Erhöhung der Hintergrundstrahlung für die Bevölkerung ist un-

ausweichlich. 

 Es wird die uneingeschränkte Freigabe gering radioaktiver Stoffe ohne Massenbe-

grenzung zugelassen. 

 Die Vorgaben zur Einhaltung der 10 Sv/a am jeweiligen Standort einer Beseiti-

gungs- oder Rezyklierungsanlage (Recycling) sind unzureichend. 

 Die Modellierung zur Ableitung der Freigabewerte für die Deponierung ist mängel-

behaftet. 

Für Teilströme der gegenwärtig zur Freigabe nach Strahlenschutzverordnung zuge-

lassenen Stoffe gibt es seit längerer Zeit Alternativvorschläge für deren Deponierung. 

Dabei wird entweder die Nutzung einer Deponie mit der Klasse 3 empfohlen oder der 

Betrieb eines eigenen Endlagers für gering radioaktive Abfälle zur Prüfung vorge-

schlagen. Darauf wird in dieser Stellungnahme nicht weiter eingegangen, sondern 

auf Literatur verwiesen [INTAC 2013a, NEUMANN 2015]. 

Die im Februar 2014 in Kraft getretene EU-Richtlinie zum Strahlenschutz [EU 2013] 

hat Einfluss auf die Freigaberegelung in der Strahlenschutzverordnung. Sie muss bis 

2018 in nationales Recht umgesetzt werden. Entwürfe aus dem Bundesumwelt-

minsterium  für eine neue Verordnung liegen in der Öffentlichkeit noch nicht vor. 

2.2.4 Herausgabe 

Die „Herausgabe“ ist eine aktuell übliche Vorgehensweise zur Überführung von 

Stoffen aus der Zuständigkeit des Atomgesetzes in den konventionellen Bereich, die 

nicht aus dem Kontrollbereich stammen und eigentlich nicht radioaktiv belastet sein 

sollen. Die Kontaminations- bzw. Aktivierungsproduktfreiheit wird aus der Betriebs-

historie und der Art der Nutzung der Gebäude bzw. Gebäudestrukturen bzw. des 
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Stoffes in der Anlage abgeleitet und ist durch Beweissicherungsmessungen zu be-

stätigen. Die ESK hat hierzu empfohlen [ESK 2010], dass auch Materialien, deren 

Radioaktivität nicht mehr als 10 % der Werte für die uneingeschränkte Freigabe nach 

§ 29 StrlSchV beträgt, als unbelastet anzusehen sind. 

Die Schlussfolgerung der Radioaktivitätsfreiheit von Materialien durch Betrachtung 

der Betriebshistorie und der Nutzung des Stoffes in der Vergangenheit ist mit großen 

Unsicherheiten belastet. Die Beweissicherungsmessungen sind nur grobe Stichpro-

ben, die als Beweis für größere Teile oder Mengen nicht hinreichend sind. Die zur 

„Herausgabe“ vorgesehenen Stoffe sind mit größerer Wahrscheinlichkeit nicht groß-

flächig kontaminiert. Deshalb nutzen grobe Stichproben wenig. Darüber hinaus gibt 

es Zweifel, ob die „Herausgabe“ formalrechtlich überhaupt zulässig ist, da sie weder 

im Atomgesetz noch in der Strahlenschutzverordnung verankert ist. Lediglich im un-

tergesetzlichen Regelwerk (Stilllegungsleitfaden [BMU 2009] und Leitlinien 

[ESK 2010]) wird die Möglichkeit erwähnt. Eine detailliertere Kritik zur Herausgabe ist 

[INTAC 2013b] zu entnehmen. Auf dieser Grundlage dürfte die Freigabe nach § 29 

StrlSchV die einzige zulässige Möglichkeit sein, die Stoffe in den konventionellen 

Kreislauf zu überführen. Voraussetzung dafür muss aber der abdeckende messtech-

nische Nachweis der Kontaminationsfreiheit sein. 
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3. Bewertete Stilllegungsoptionen  

Ziel der Überlegungen von IPPNW ist, die Freigabe der beim Abbau der Atomkraft-

werke anfallenden gering radioaktiven Materialien in den konventionellen Stoffkreis-

lauf zu vermeiden. Damit soll eine durch die Freigabe außerhalb der Atomanlage 

mögliche Strahlenbelastung von Mensch und Umwelt verhindert werden. 

Die Reihenfolge der in dieser Stellungnahme für die Vorgehensweise bei der Stillle-

gung von Atomkraftwerken zu prüfenden Optionen ist an der Nachvollziehbarkeit der 

Abläufe bei den einzelnen Optionen orientiert. 

3.1 Optionen ohne Abbau 

In der Veröffentlichungsreihe „ippnw akzente“ werden die Stilllegung der Atomkraft-

werke und der Umgang mit den dabei anfallenden Materialien in der Bundesrepublik 

Deutschland kritisiert [IPPNW 2016a]. Schwerpunkt der Kritik ist die Freigabe der 

gering radioaktiven Stoffe aus dem Abbau der Atomkraftwerke in den konventionel-

len Stoffkreislauf. Hierin wird eine unnötige und damit nicht zulässige Strahlenbelas-

tung für Personen aus der Bevölkerung gesehen. Deshalb wird ein anderer Umgang 

mit diesen Stoffen gefordert.  

Eine Möglichkeit die gering radioaktiven Stoffe am Standort zu belassen und darüber 

hinaus die Strahlenbelastungen von Personal durch den Abbau zu verringern ist ein 

„Dauerhaft Sicherer Einschluss“ des Atomkraftwerkes. Das bedeutet, nach Beendi-

gung des Leistungsbetriebes des Atomkraftwerkes werden die Brennelemente in das 

Standort-Zwischenlager überführt und eine Primärkreisdekontamination durchge-

führt. Ein Abbau von Systemen, Komponenten oder anderen Anlagenteilen sowie 

Dekontaminationen von Gebäude- oder anderen Strukturen erfolgen nicht 

[IPPNW 2016c]. 

Der im Atomgesetz genannte und in der Vergangenheit praktizierte „Sichere Ein-

schluss“ 3 ist zeitlich befristet. Dafür ist jedoch keine bindende Zeitdauer vorgegeben. 

                                            

3
  „Sicherer Einschluss“ ist die Bezeichnung nach Atomgesetz. Sie bezieht sich dort auf einen in der 

Genehmigung festzulegenden begrenzten Zeitraum. 
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Sie muss aber für den Stilllegungsantrag festgelegt und beantragt werden. In der 

Bundesrepublik Deutschland sind dafür um die 30 Jahre Einschlusszeit üblich. Im 

Gegensatz dazu, handelt es sich bei der von IPPNW zur zusätzlichen Prüfung vor-

geschlagenen Option um einen dauerhaften, also unbefristeten „Sicheren Ein-

schluss“. 

Die Sicherheit des Einschlusses, also Zustand des Gebäudes und der erforderlichen 

Einrichtungen, soll regelmäßig kontrolliert werden. 

In dieser Stellungnahme wird, zusätzlich zu den nach IPPNW-Auftrag [IPPNW 

2016c] zu prüfenden Optionen, die international diskutierte Option „Entombment“ 

betrachtet. Dies wird als sinnvoll angesehen, da diese Option einige Elemente der 

drei zu prüfenden Optionen beinhaltet. Beim „Entombment“ erfolgt ebenfalls kein Ab-

bau des Atomkraftwerkes. Vielmehr soll über den Gebäuden des Atomkraftwerkes 

eine Betonstruktur errichtet werden, die einerseits Radioaktivität zurück hält und an-

dererseits gegen Einwirkungen von außen ausgelegt sein soll. Der Anlagenzustand 

soll dauerhaft kontrolliert werden. 

3.2 IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ 

Als Alternative zu den bisherigen Abrissmodellen und zum Verbleib der gering radio-

aktiven Materialien am Standort des Atomkraftwerkes wird von IPPNW formuliert 

[IPPNW 2016b]: 

„Nach der Entfernung der Brennelemente soll auch die Bergung mindestens 

aller stark kontaminierten Materialien aus dem Kontrollbereich (Reaktor-

druckbehälter, Teile des Biologischen Schildes etc.) erfolgen. Nach dieser 

„Entkernung“ soll das AKW dann aber nicht mehr verzögert abgerissen, son-

dern dauerhaft  „versiegelt“ werden - dies unter dem Vorbehalt, dass die ge-

ologischen Bedingungen am jeweiligen Standort eine entsprechende Stand-

festigkeit garantieren müssen. Wir wollen also geprüft sehen, ob ganz auf die 

Freigabe gering-kontaminierten Mülls  verzichtet werden kann, indem am 

Standort die AKW-Restgebäude im Sinne einer Dauerlagerung verbleiben.“  

Für den Verbleib der freigebbaren gering radioaktiven Reststoffe und Abfälle am 

Standort ist nach IPPNW denkbar [IPPNW 2016c]: 
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Kontrolliertes „Stehenlassen nach Entkernung“ der Gebäude und Strukturen mit radi-

oaktiven Belastungen. 

Nicht endgültig festgelegt ist, wie weit der von IPPNW „Entkernung“ genannte Abbau 

von Systemen, Komponenten und Anlagenteilen gehen soll. Es sollen hierzu in An-

lehnung an die international übliche Kategorisierung radioaktiver Abfälle zwei Mög-

lichkeiten geprüft werden [IPPNW 2016c]: 

a) Abbau aller höher radioaktiv belasteten Systeme, Komponenten und Anlagen-

teile. 

b) Abbau aller höher, mittel und schwach radioaktiv belasteten Systeme, Kompo-

nenten und Anlagenteile. 

Die unter a) und b) genannten radioaktiv belasteten Stoffe sollen als radioaktive Ab-

fälle bis zu einer möglichen Endlagerung am Atomkraftwerksstandort in einem dafür 

ausgelegten Gebäude zwischengelagert werden (§ 78 StrlSchV). 

3.3 Option mit vollständigem Abbau 

Als weitere Option soll in dieser Stellungnahme der „Vollständige Rückbau mit Bun-

ker“ geprüft werden. 

Die bei Stilllegung und vollständigem Abbau des Atomkraftwerkes anfallenden gering 

radioaktiven Materialien sollen in einem auf dem Gelände neu gebauten robusten 

Bauwerk („Bunker“) gelagert werden.  

Alle beim Abbau des Atomkraftwerkes anfallenden höher, mittel und schwach radio-

aktiv belasteten Stoffe sollen als radioaktive Abfälle bis zu einer möglichen Endlage-

rung am Atomkraftwerksstandort in einem dafür ausgelegten Gebäude zwischenge-

lagert werden (§ 78 StrlSchV).  
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4. Bewertung der Optionen  

In diesem Kapitel werden zunächst Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für 

die Umsetzbarkeit von Stilllegungsoptionen genannt (Kapitel 4.1). In den folgenden 

Kapiteln 4.2 bis 4.4 werden dann die Optionen geprüft. Die Reihenfolge, in der die 

Prüfung vorgenommen wird, ist so gewählt, dass die Nachvollziehbarkeit für die Un-

terschiede der Optionen möglichst groß ist. 

4.1 Voraussetzungen und Rahmenbedingungen  

Für alle der in dieser Stellungnahme zu prüfenden Stilllegungsoptionen gibt es aus 

sicherheitstechnischer Sicht Voraussetzungen, deren Erfüllung vor Festlegung der 

Stilllegungsstrategie geprüft werden müssen. Die zu prüfenden Voraussetzungen 

sind: 

Zustand von Gebäudestrukturen  

Der bauliche Zustand von Trägern sowie Betondecken, -böden und -wänden muss 

die Standsicherheit der stehen bleibenden Gebäude gewährleisten. Es muss eine 

ausreichende Belastungsfähigkeit gegeben sein und es dürfen keine Risse vor-

handen sein, durch die radioaktive Stoffe nach außen gelangen können (z.B. 

Flüssigkeiten in Boden und Grundwasser). 

Hydrologische Standortbedingungen  

Ist ein Standort durch Hochwasser bzw. durch oberflächennah anstehendes 

und/oder im Pegel schwankendes Grundwasser betroffen, ist die Intaktheit der 

Gebäudestrukturen an oder unterhalb der Oberfläche über lange Zeiträume 

gefährdet. Ggf. während des Reaktorbetriebes dagegen getroffene Maßnahmen 

können möglicherweise nicht für weitere Jahrzehnte aufrechterhalten werden. 

Wasserqualität am Standort  

Durch den bisherigen Anlagenbetrieb sollte keine nachhaltige Beeinträchtigung der 

standortnahen Oberflächen- und Grundwässer gegeben sein. Andernfalls sind in der 

Regel eine möglichst zügige Sanierung und damit eine Entfernung aller baulichen 

Strukturen sinnvoll. 

Geologische Bedingungen am Standort  

Für den Standort darf nicht das Risiko eines Erdfalles durch unterirdisch vorhandene 

oder entstehende Hohlräume bestehen.  
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Ist am Standort Erdbebengefahr gegeben, müssen länger stehen bleibende Ge-

bäude, in denen sich radioaktive Abfälle befinden, die aktuell geltenden atomrechtli-

chen Anforderungen für Erdbebensicherheit erfüllen.  

Für die Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ aus Kap. 3.3 spielt die genannte 

Voraussetzung zum Zustand von Gebäudestrukturen keine Rolle, da ein neues Bau-

werk errichtet wird. Für die IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ aus Ka-

pitel 3.2 und die Option „ Vollständiger Rückbau mit Bunker“ aus Kapitel 3.3 ist die 

Voraussetzung zur Erdbebengefahr von geringerer Bedeutung. 

Eine wichtige Rahmenbedingung für die Durchführung einer der drei Optionen ist die 

Herstellung eines bestimmten Ausgangszustands für die Anlage. 

Als erstes müssen alle Brennelemente in das Standort-Zwischenlager überführt wer-

den. Danach können die Kühlkreisläufe und das Reaktorlagerbecken entleert wer-

den. Mit Entfernung der Brennelemente werden das Radioaktivitätsinventar des 

Atomkraftwerkes um ca. drei Größenordnungen und das Störfallrisiko insgesamt 

deutlich verringert.  

Danach kann für alle ehemals mit Primärkühlmittel beaufschlagten Komponenten 

und Rohrleitungen eine Dekontamination durchgeführt werden (Primärkreisdekonta-

mination). Erfolgt diese Dekontamination nach Stand von Wissenschaft und Technik, 

wird eine deutliche Verringerung der durch Kontamination verursachten radioaktiven 

Belastung der entsprechenden Bauteile erreicht. Dadurch wird die Kollektivdosis für 

das abbauende Personal um ca. Faktor 100 verringert und das Freisetzungspoten-

zial in die Umgebung beim Abbau und vor allem im Falle von Störfällen ebenfalls 

deutlich verringert. Außerdem wird die Kollektivdosis von Personal bei Konditionie-

rung, Zwischenlagerung und sonstigem Umgang mit den Reststoffen verringert. In-

sofern ist diese Dekontamination dringend zu empfehlen und ist auch allein aufgrund 

des Minimierungsgebotes der Strahlenschutzverordnung durchzuführen. 

Als weitere Schritte sind alle radioaktiv belasteten Flüssigkeiten und alle aus dem 

Anlagenbetrieb stammenden radioaktiven Abfälle zu entfernen. 

Eine weitere Rahmenbedingung ist eine detaillierte radiologische Charakterisierung 

der Anlage nach Abschluss der Primärkreisdekontamination. Sie muss messtech-

nisch alle Bereiche betreffen, die zugänglich sind. Die anderen Bereiche sind zu-

nächst rechnerisch zu erfassen.  
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Ein Atomkraftwerk besteht nicht nur aus den unmittelbar für den Reaktorbetrieb not-

wendigen Gebäuden. Die nach § 7 Abs. 1 AtG für Bau und Betrieb genehmigte 

Atomkraftwerksanlage ist wesentlich umfangreicher. Als Beispiel dient hier der in Ab-

bildung 5 dargestellte Lageplan des Atomkraftwerkes Esenshamm (KKU). 

Im Atomkraftwerk Esenshamm befindet sich ein Druckwasserreaktor, der zur Strom-

produktion gedient hat. Abgesehen von den Zwischenlagern, gehören zum Kontroll-

bereich neben dem Reaktorgebäude lediglich das Reaktorhilfsanlagen- und das 

Konditionierungsanlagengebäude. Bei einem Siedewasserreaktor käme noch das 

Maschinenhaus dazu. 

Sofern es an einem Standort keine Störfälle mit Freisetzungen radioaktiver Stoffe 

gegeben hat ist davon auszugehen, dass mindestens ein großer Teil der Gebäude 

aus dem Überwachungsbereich und den sonstigen Bereichen außerhalb des Kon-

trollbereichs zumindest innen nicht radioaktiv belastet ist. Als Beispiele können für 

Druckwasserreaktoren das Kühlwasserpumpenbauwerk, die Sozial- und Büroge-

bäude und die Notstandsgebäude genannt werden.  

Inwieweit durch die luftgetragenen Ableitungen radioaktiver Stoffe während des Be-

triebes Dächer und Außenwände kontaminiert sein können, müsste messtechnisch 

überprüft werden. Messungen dieser Art werden wahrscheinlich durchgeführt, es 

sind aber keine Messergebnisse bekannt. Sollten solche Kontaminationen festge-

stellt werden ist allerdings davon auszugehen, dass hier eine wirksame Dekontami-

nation möglich wäre, bzw. Dachabdeckungen entfernt und je nach Belastung als ra-

dioaktiver Abfall oder gering radioaktives Material behandelt werden könnten. Diese 

Dekontamination wäre unter Strahlenschutzgesichtspunkten auf jeden Fall sinnvoll, 

weil dadurch die Ausbreitung der Kontaminationen in die Umwelt verhindert wird. 

Der Abbau nicht kontaminierter Gebäude bzw. Gebäudestrukturen, die nicht mehr 

benötigt werden, kann und sollte im Rahmen der Stilllegung erfolgen. Hierfür spricht 

neben allgemeinen Sicherheitsgründen auch der Geländegewinn. 

Die dabei anfallenden Materialien (Bauschutt usw.) dürfen das Atomkraftwerk aber 

nicht auf dem Pfad „Herausgabe“ verlassen (siehe Kapitel 2.2.4). Ein solcher Pfad ist 

in der Strahlenschutzverordnung nicht vorgesehen. Dies wäre aber notwendig, wenn 

Materialien aus einer nach § 7 Abs. 1 AtG genehmigte Anlage entfernt werden sol-

len. Bei einer „Herausgabe besteht zum Beispiel die Gefahr unentdeckter Querkon-
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taminationen, da nur ein sehr grobes Messraster für die Beweissicherung der Kon-

taminationsfreiheit angewendet wird.  

 

 

Abb. 5: Lageplan der Gebäude des Atomkraftwerkes Esenshamm (KKU)  

[EON 2015] 
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Diese Materialien sollten nach einem messtechnisch ausreichend detaillierten Nach-

weis der Kontaminationsfreiheit über § 29 StrlSchV uneingeschränkt freigegeben 

werden. Es wird hier ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich um nicht radio-

aktiv belastete Materialien handelt, die aus formalen atomrechtlichen Gründen über 

diesen Pfad aus der atomrechtlichen Zuständigkeit entlassen werden sollen. Auch 

die von der ESK als herausgebbar angesehenen Materialien mit Radioaktivitätsge-

halten von unter 10 % der Freigabewerte [ESK 2010] sollen weder herausgegeben 

noch freigegeben werden. 

Die in den folgenden Kapiteln diskutierten Optionen beziehen sich damit  auf die Ge-

bäude der Atomkraftwerke, die Kontrollbereiche enthalten, und die Gebäude, in de-

nen Kontaminationen nicht ausgeschlossen werden können. 

4.2 Option „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ 

Für die Diskussion dieser Option wird von der Erfüllung der Voraussetzungen in Ka-

pitel 4.1 und den dort ausgeführten Rahmenbedingungen ausgegangen.  

Auf die Ausführungen in Kapitel 2.1.1 zur Notwendigkeit eines sicherheitstechni-

schen und strahlenschutzbezogenen Vergleichs der möglichen Stilllegungsstrategien 

wird verwiesen. 

4.2.1 Umsetzbarkeit 

Für die generelle Einschätzung der Umsetzbarkeit eines „Dauerhaft Sicheren Ein-

schlusses“ kann auf die bisherigen Erfahrungen mit dem „Sicheren Einschluss“ von 

Atomkraftwerken in der Bundesrepublik Deutschland Bezug genommen werden. 

Diese Stilllegungsstrategie wurde bereits in Kapitel 2.1.1 beschrieben. Der Unter-

schied zur von IPPNW diskutierten Option besteht in der Dauer des Einschlusses. Im 

Gegensatz zur in der Bundesrepublik geübten Praxis wird ein dauerhafter, also un-

befristeter „Sicherer Einschluss“ vorgeschlagen.  

In der Bundesrepublik wird die Stilllegungsstrategie „Sicherer Einschluss“ gegenwär-

tig für das Kernkraftwerk Lingen (KWL) seit 1988 und den Thorium-Hochtemperatur-

reaktor Hamm-Uentrop (THTR-300) seit 1997 verfolgt. Dem gingen nach deren Ab-

schaltung jeweils ca. 10 Jahre Nach- und Restbetrieb voraus. Beim KWL steht die 

Aufhebung des „Sicheren Einschlusses“ nach knapp 30 Jahren kurz bevor.  Für den 
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seit knapp 20 Jahren im „Sicheren Einschluss“ befindlichen THTR waren 30 Jahre 

vorgesehen. Nach aktuellen Angaben soll nun mit dem Abbau 2030 begonnen wer-

den [WA 2016]. 

International wird der „Sichere Einschluss“ in vielen Staaten durchgeführt. Die Ein-

schlusszeiten für Leichtwasserreaktoren betragen 40 bis 60 Jahre [WNA 2016]. 

Oberstes Ziel bei einem „Sicheren Einschluss“ muss die weitgehende Rückhaltung 

der in ihm befindlichen Radionuklide sein. Dies kann nur gewährleistet werden, wenn 

vor allem das Gebäude für den Einschlusszeitraum standsicher und luftdicht bzw. am 

Boden wasserdicht abgeschlossen bleibt. Bei Verlust der Standsicherheit kann es zu 

Störfällen kommen, bei denen als Kontamination vorhandene radioaktive Stoffe in 

nicht vernachlässigbarem Umfang freigesetzt werden können. Entstehen Risse in der 

baulichen Struktur oder in Fugen, kommt es, u.a. in Abhängigkeit von Wetterlagen, 

zu diffusen luftgetragenen Freisetzungen radioaktiver Stoffe aus dem Einschluss. 

Für Bodenplatten und Fundamente des Reaktorgebäudes können nach längerfristi-

gem Betrieb des Reaktors Risse nicht ausgeschlossen werden. Durch diese oder 

durch den Betriebszustandswechsel des Reaktors neu entstehende Risse können 

kontaminierte Flüssigkeiten in den Boden gelangen. Durch Versickern kann das 

Grundwasser kontaminiert werden und damit möglicherweise eine Verseuchung des 

Trinkwassers am Standort verursacht werden. 

Technische Möglichkeiten, Erosionsprozesse aufzuhalten, sind begrenzt. Denkbar 

wäre eine Fixierung von Kontaminationen in besonders stark belasteten Bereichen. 

Für die Rohrleitungssysteme mit innerer Kontamination ist das allerdings kaum mög-

lich. Korrosion jeder Art und dadurch mögliche Ablösungen und Freisetzungen radio-

aktiver Stoffe sind auf lange Sicht nicht zu vermeiden.  

Im IPPNW wurde auch diskutiert, das Gebäude mit Beton ausgießen 

[IPPNW 2016c]. Diese Vorgehensweise erscheint jedoch kritisch, da durch die große 

Betonmasse die Tragfähigkeit von Bodenplatte und Fundamenten überschritten wer-

den könnte. Belastbare Aussagen sind hierzu jedoch nur nach weitergehenden Un-

tersuchungen möglich. Für den Fall eines später notwendigen Abtrags des Gebäu-

des würde mit zumindest einem Teil des eingebrachten Betons noch mehr Material 

radioaktiv belastet.  
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Maßnahmen wie Fixierung und Ausbetonierung sind mit Strahlenbelastungen des 

durchführenden Personals verbunden. Damit wird die durch den nicht vorgenomme-

nen Abbau eingesparte Dosis deutlich geringer. 

Darüber, wie lange ein Gebäude, das während der Betriebszeit des Reaktors auch 

thermischen und chemischen Belastungen ausgesetzt ist, die erforderlichen Eigen-

schaften Standsicherheit und Dichtheit gewährleisten kann, können keine verlässli-

chen Voraussagen getroffen werden. Aufgrund der Betriebszeiten für Atomkraftwerke 

und der für den „Sicheren Einschluss“ national und international durchgeführten bzw. 

vorgesehenen Einschlusszeiten kann in grober Abschätzung von einem Zeitraum 

von etwa 100 Jahren bis maximal 150 Jahren ausgegangen werden. Die Vorausset-

zungen dafür sind aber positive Ergebnisse einer intensiven Bauwerksbewertung vor 

Beginn der Stilllegung, Bauwerksertüchtigung wo erforderlich, eine regelmäßige 

Überprüfung des Gebäudezustandes einschließlich eines wirksamen Alterungsma-

nagements und ggf. die Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen. Mit diesen 

Maßnahmen sind Strahlenbelastungen des Personals verbunden, die in der Ge-

samtbilanz zu einer Verringerung der durch nicht vorgenommenen Abbau einge-

sparten Dosis führen. 

Die genannten Maßnahmen sind erforderlich, da es sich aufgrund des Radioaktivi-

tätsinventars von ca. 1017 Bq während der ersten Zehnerjahre nach wie vor um eine 

Atomanlage handelt, an die sicherheitstechnische und strahlenschutzmäßige Anfor-

derungen zu stellen sind. Der „Dauerhafte Sichere Einschluss“ muss auch nach 

§ 7 Abs. 3 AtG genehmigt werden. 

Der „Dauerhaft Sichere Einschluss“ muss über den gesamten Zeitraum radiologisch 

überwacht werden. Selbst wenn nach 100 Jahren das Inventar relativ kurzlebiger 

Radionuklide wie Co-60 oder Fe-55 weitgehend abgeklungen sind, befinden sich im 

Primärkreis, an Strukturen im Brennelementlagerbecken und möglicherweise in wei-

teren Bereichen α-Strahler sowie bspw. Sr-90 und Cs-137. Dadurch können nach wie 

vor Strahlenbelastungen verursacht werden. 

Zwischenfazit: Ein „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ im Sinne „für immer“ erscheint 

mit Einhaltung etablierter Strahlenschutzanforderungen nach gegenwärtiger Ein-

schätzung nicht umsetzbar. Ob ein dauerhafter Einschluss überhaupt im Sinne des 

Strahlenschutzes sinnvoll ist, müsste in einem Kriterien gesteuerten, alle relevanten 
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Aspekte berücksichtigenden Vergleich zwischen den Stilllegungsstrategien (siehe 

Kapitel 2.1.1) festgestellt werden. 

In der hier vorgelegten Stellungnahme wird zusätzlich zu den Optionen, deren Prü-

fung von IPPNW beauftragt ist, ein in den letzten Jahren international wieder ver-

stärkt diskutierter längerfristiger Einschluss betrachtet, der „Entombment“ oder „En-

tomb“ genannt wird. Dafür muss die Anlage zunächst in einen Zustand gebracht 

werden, der den Verbleib der radioaktiven Materialien am Standort erlaubt.4 Das be-

troffene Anlagengebäude soll dann mit einer langlebigen Betonstruktur überbaut 

werden. Die anderen Gebäude werden abgebaut und das Gelände der dann noch 

benötigten Fläche angepasst [WNA 2016]. Die Anlage soll instandgehalten5 und ein-

schließlich Gelände überwacht werden [USNRC 2015]. Nach IAEA muss die Beton-

struktur den weitgehenden Einschluss der Radionuklide sicher gewährleisten und 

gegen Eindringlinge ausgelegt sein. Dennoch sind auch Betrachtungen zu Strahlen-

belastungen der Bevölkerung über mögliche Pfade zu berücksichtigen. Auf die bauli-

che Stabilität der Betonstruktur und die Fähigkeit Grundwasserzutritt zu verhindern 

muss besonderer Wert gelegt werden [IAEA 2007].  

Der für das „Entombment“ angestrebte Zeitraum wird mit dauerhaft angegeben [WNA 

2016] oder bis der radioaktive Zerfall soweit fortgeschritten ist, dass eine Freigabe 

der gesamten Anlage erfolgen kann [ASN 2009 und USNRC 2015]. Ob eine Frei-

gabe überhaupt erfolgen kann, ist in der IAEA jedoch offenbar nicht entschieden. 

Während dieses einerseits in Bezug auf den Zeitraum als Ziel genannt wird 

[IAEA 2006], wird andererseits festgestellt, dass auch im Endzustand die Bedingun-

gen für eine uneingeschränkte Freigabe nicht gegeben sein können [IAEA 2007]. 

Deshalb wird auch auf die Möglichkeit einer eingeschränkten Freigabe hingewiesen 

[BELENCAN 2013]. 

Von der IAEA wird diese Stilllegungsstrategie bisher nur empfohlen, wenn die Stillle-

gung des Atomkraftwerks nach einem Störfall erfolgt [IAEA 2014]. Sie hielt aber die 

Anwendung von „Entombment“ als Stilllegungsstrategie grundsätzlich für alle Anla-

gen für möglich [IAEA 2006]. Die Anwendbarkeit der Stilllegungsstrategie wurde in-

                                            

4
  Damit ist wahrscheinlich die Entfernung aller flüssigen und leichtflüchtigen radioaktiven Stoffe aus 

der Anlage und – wenn nötig – eine bauliche Ertüchtigung gemeint. 

5
  Der Quelle ist nicht zu entnehmen, ob sich die Instandhaltung auf die neue Betonstruktur oder 

auch auf das darin befindliche Anlagengebäude bezieht. 
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zwischen von der IAEA geprüft. Dies geschah aber rein formal hinsichtlich der Erfül-

lung von IAEA-Anforderungen (safety standards) zu Stilllegung, Abfallkonditionie-

rung, Endlager und Sanierung kontaminierter Gebiete [BELENCAN 2013]. Ergeb-

nisse sind bisher auf der Web-Site der IAEA nicht veröffentlicht. Den IAEA-Veröffent-

lichungen ist keine Prüfung zu entnehmen, ob Entombment nach einer planmäßigen 

Stilllegung für Leistungsreaktoren mit größeren Reaktorgebäuden unter Einhaltung 

der zu stellenden Anforderungen überhaupt technisch machbar ist. 

Die bisher größte bekannte Gebäudestruktur, die über einem Reaktorgebäude er-

richtet worden ist, ist der Sarkophag von Tschernobyl. Dessen Dichtheit war aber 

bereits nach wenigen  Jahren nicht mehr gegeben, bzw. wurde nicht entsprechend 

hergestellt. Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass der Sarkophag bei widrigen 

Verhältnissen errichtet werden musste (hohe Strahlenbelastungen, Bauausführung 

teilweise durch Nichtfachleute). Auch der neuen, zurzeit in Bau befindlichen Gebäu-

destruktur, die über den Sarkophag spannen soll, wird nur eine Funktionsfähigkeit 

von 100 Jahren zugeschrieben [BECKER 2016]. Eine Auslegung gegen stärkere 

Einwirkungen von außen erfolgt nicht. 

Bekannt ist die bisherige Anwendung des „Entombments“ für einige kleine Produkti-

ons- und Testreaktoren sowie andere Anlagenteile in den USA (hauptsächlich in mi-

litärischen Einrichtungen), einen unterhalb der Erdoberfläche befindlichen havarier-

ten Forschungsreaktor in der Schweiz und Teile von Gebäuden kleinerer Reaktoren 

in Georgien, Russland und Italien. Für die vier havarierten Reaktoren in Fukushima 

wird das „Entombment“ diskutiert [BELENCAN 2013]. Aus den Beispielen ergibt sich, 

dass die Erfahrungen mit „Entombment“ bisher sehr begrenzt sind. 

In den USA wurden Vergleichsstudien zu Stilllegungsstrategien, darunter „Entomb-

ment“, für einen Referenz-Druckwasserreaktor und einen Referenz-Siedewasserre-

aktor, allerdings unter Berücksichtigung der konkreten Standortbedingungen durch-

geführt [PNL 1995 und 1996]. Die Ergebnisse können hier allerdings nicht verwendet 

werden. Die sicherheitstechnischen Anforderungen sind seitdem gestiegen und dort 

sind – anders als in den vorgegebenen Randbedingungen für diese Stellungnahme – 

in größerem Umfang Systeme und Komponenten abgebaut worden, um diese im 

unteren Teil des Reaktorgebäudes gemeinsam mit Reaktordruckbehälter und Biolo-

gischem Schild einzubetonieren. Das heißt, das „Entombment“ bezieht sich auch nur 

auf den unteren Teil des Reaktorgebäudes. 
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Die IAEA erwägt, das „Entombment“ in den Status eines oberflächennahen Endla-

gers einzuordnen. Dafür müssten dann allerdings noch Anforderungskriterien entwi-

ckelt bzw. die für solche Endlager existierenden Anforderungen angepasst werden 

[IAEA 2007]. Eine solche Anpassung dürfte vor allem wegen dem nicht durchge-

führten vergleichenden Standortauswahlverfahren (geologische Standorteigen-

schaften) und der nicht möglichen Anbringung von Isolationsschichten zwischen Bo-

den/Geologie und „Endlager“ schwierig sein. 

In den eingesehenen Veröffentlichungen finden sich keine Angaben, wie die Dicht-

heit des „Entombments“ in Bezug auf in den darunter liegenden Boden austretende 

radioaktive Stoffe bzw. gegen das Eindringen dort anstehenden Grundwassers si-

chergestellt werden soll. 

Fazit: Nach den Ausführungen in der vorliegenden Literatur ist davon auszugehen, 

dass „Entombment“ für nicht havarierte Atomanlagen nur als Stilllegungsstrategie 

angewendet werden kann, in denen das Radionuklidinventar relativ kurzlebig ist. Da-

rauf weist vor allem der mögliche Status als oberflächennahes Endlager hin. Für 

diese Endlager wird davon ausgegangen, dass sie nach etwa 300 Jahren nicht wei-

ter überwacht werden müssen, da das Radioaktivitätsinventar weitgehend abgeklun-

gen ist. Diese Bedingungen treffen für ein Atomkraftwerk mit Leistungsreaktor nicht 

zu, da in ihm auch α-Strahler und andere länger und langlebige Radionuklide vor-

handen sind. Trotz der zusätzlichen Gebäudehülle im Vergleich zum „Dauerhaft Si-

cheren Einschluss“ wird auch die Umsetzbarkeit des „Entombment“ als dauerhafte 

Lösung nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht gesehen.  

Beiden Strategien ist gemein, dass quasi ein Endlager für radioaktive Abfälle und 

andere Materialien auf einem nicht entsprechend den sicherheitstechnischen Anfor-

derungen ausgewähltem Standort eingerichtet würde. Auch dies spricht gegen eine 

Umsetzbarkeit. 

4.2.2 Vor- und Nachteile 

IPPNW schlägt die Prüfung des „Dauerhaft Sicheren Einschlusses“ vor dem Hinter-

grund der Freigabe radioaktiver Stoffe in die Umwelt und zur Verringerung von 

Strahlenbelastungen für das Personal vor.  Ein „Dauerhaft Sicherer Einschluss“  hat 

aber auch darüber hinaus Auswirkungen. Die Vor- und Nachteile im Vergleich zu den 

bisher in der Bundesrepublik Deutschland angewendeten Stilllegungsstrategien wer-
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den im Folgenden thematisch abgehandelt. Dabei wird der Stand der sicherheits-

technischen Anforderungen in der Bundesrepublik berücksichtigt. Ausgangszeitpunkt 

der Betrachtungen ist der am Beginn des Kapitels 4.2 beschriebene Zustand der 

Anlage.  

Freigabe 

Mit dem „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder dem „Entombment“ kann die Freigabe 

von im Rahmen von Stilllegung und Abbau anfallenden gering radioaktiven Materia-

lien in den konventionellen Stoffkreislauf vermieden werden. Das heißt, es findet 

keine unkontrollierte Verbreitung von Radionukliden durch uneingeschränkte Frei-

gabe in die Umwelt statt und es gibt neben den Atomkraftwerksstandorten keine 

weiteren Standorte (Deponien, Verbrennungsanlagen, Metallschmelzen, Schrott-

händler), an denen mit gering radioaktiven Materialien umgegangen werden muss. 

Das gilt auch für gering radioaktive Flüssigkeiten, die entweder am Standort verfes-

tigt werden oder, wenn technisch nicht möglich bzw. am Standort zu aufwändig, in 

ausreichend sicheren, doppelwandigen Behältern in den Gebäuden aufbewahrt wer-

den. Aufgrund des Radioaktivitätsinventars ist das in Abwägung zwischen dem er-

höhten Ausbreitungsrisiko nach Störfällen am Standort einerseits und den Risiken 

und Belastungen durch Transport und Behandlung in einer Verbrennungsanlage an-

dererseits gerechtfertigt. 

Unter einer Annahme der unbegrenzten Stabilität der baulichen Struktur von „Dauer-

haft Sicherem Einschluss“ oder „Entombment“ und bei einem ungestörten Verlauf 

kann eine Freigabe wegen des hohen radioaktiven Ausgangsinventars und den Ra-

dionuklidspektren erst nach einigen 1000 Jahren erfolgen, wobei dann die gesamte 

verbliebene Anlage am Standort in den konventionellen Bereich übergeht. 

Aufgrund der Endlichkeit baulicher Strukturen stellt sich aber die Frage nach dem 

Verbleib der gering radioaktiven Stoffe bereits nach 100 bis 150 Jahren beim „Dau-

erhaft Sicheren Einschluss“ und nach ca. 300 Jahren beim „Entombment“. Noch frü-

her kann die Frage auftreten, wenn der „Dauerhaft Sichere Einschluss“ oder das 

„Entombment“ wegen nicht mehr aufrecht zu haltender Sicherheit oder neuer Er-

kenntnisse aufgehoben werden muss. Die zum Zeitpunkt der Stilllegung gering radi-

oaktiven Materialien, die zur Freigabe angestanden hätten, besitzen dann durch den 

Zerfall der Radionuklide ein nochmal deutlich geringeres Strahlenbelastungspoten-
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zial oder sind nicht mehr radioaktiv. Dafür sind aber zum Zeitpunkt der Stilllegung als 

radioaktiver Abfall zu behandelnde Materialien soweit abgeklungen, dass sie nun-

mehr den Status gering radioaktiv haben, und nach heutigen Maßstäben freigegeben 

werden könnten. 

Feststellbarkeit Radioaktivitätsinventar 

Zum Zeitpunkt der Stilllegung lässt sich das Radioaktivitätsinventar aller Materialien 

relativ gut bestimmen. Dafür sind eine repräsentative Probennahme zur Bestimmung 

von Radionuklidvektoren und Messungen des Materials mit Hilfe von Leitnukliden 

möglich. Als Leitnuklide werden Radionuklide ausgewählt, die als γ-Strahler relativ 

leicht messbar sind und eine verlässliche Korrelation zu schwer messbaren Radio-

nukliden ermöglichen. In Atomkraftwerken ist das für viele Bereiche beispielsweise 

Co-60.  

Die leicht messbaren Leitnuklide sind aber in der Regel kurzlebig, z.B. 5 Jahre Halb-

wertszeit für Co-60. Nach einigen Zehner Jahren sind sie gar nicht mehr oder nur 

noch in so geringen Mengen in den Materialien enthalten, dass Messungen zur Fest-

stellung des Radioaktivitätsinventars deutlich schwieriger oder gar nicht mehr mög-

lich sind.  

Das kann vor allem von Relevanz sein, wenn der „Dauerhaft Sichere Einschluss“ 

vorzeitig aufgehoben werden muss. 

Strahlenbelastung Personal 

In dieser Stellungnahme können keine konkreten Dosiswerte (Kollektivdosis und In-

dividualdosis) für den Vergleich angegeben werden, weil diese entweder schwer zu-

gänglich sind oder bisher nicht erhoben oder abgeschätzt wurden. Es ist aber sicher-

gestellt, dass die Individualgrenzwerte der Strahlenschutzverordnung bei jeder Still-

legungsstrategie eingehalten werden, da sie sonst nicht genehmigungsfähig wären. 

Es kann hier aber aus Plausibilitätsgründen eingeschätzt werden, dass der Abbau 

der Anlage, der Umgang mit den dabei anfallenden radioaktiven Stoffen, die Trans-

portabfertigung und die Endlagerung der radioaktiven Abfälle eine höhere Strahlen-

belastung verursacht als die Herstellung eines „Dauerhaft Sicheren Einschlusses“ 

oder eines „Entombment“ und deren sicherheitliche und radiologische Überwachung 

einschließlich eventueller Instandhaltungsmaßnahmen. Voraussetzung für die gerin-
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gere Strahlenbelastung des Personals ist allerdings, dass die beiden dauerhaft an-

gelegten Strategien über viele 100 Jahre hinaus ohne ernsthafte Beeinträchtigung 

Bestand haben. 

Beim „Entombment“ können die Strahlenbelastungen des Personals  etwas geringer 

sein als beim „Dauerhaft Sicheren Einschluss“, da bei letzterem eine regelmäßige 

Begehung des Einschlusses stattfinden muss. 

Strahlenbelastung Bevölkerung im Normalbetrieb 

Die folgende Betrachtung beinhaltet keine Bewertung, ob Grenzwerte der Strahlen-

schutzverordnung überschritten werden oder nicht. 

Der Abbau eines Atomkraftwerkes und der Umgang mit den dabei anfallenden radio-

aktiven Materialien verursachen durch nach Strahlenschutzverordnung zulässige 

Abgaben über Abluft und Abwasser Strahlenbelastungen für anwohnende Personen 

aus der Bevölkerung. Die dadurch verursachten Strahlenbelastungen fallen beim 

„Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder beim „Entombment“ weg. Die durch die Her-

stellung des Ausgangszustandes für die dauerhaften Optionen verursachte Kollektiv-

dosis ist deutlich geringer.  

Beim „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ werden radioaktive Stoffe über die Abluft ab-

gegeben, da der Einschluss aus Sicherheitsgründen belüftet bleiben muss und er 

regelmäßig von Personal betreten wird. Diese Abgaben sind zwar geringer als im 

Normalbetrieb des Reaktors, sie treten aber über einen sehr langen Zeitraum, näm-

lich während des gesamten Einschlusszeitraums auf und führen zu Strahlenbelas-

tungen der Bevölkerung in der Umgebung. Plausibilitätsbetrachtungen führen zu dem 

Ergebnis, dass auch diese Strahlenbelastungen insgesamt geringer sind als diejeni-

gen durch Abbau des Atomkraftwerkes und dem Umgang der mit den dabei anfal-

lenden radioaktiven Materialien.  

Beim „Entombment“ wird es, über den langen Zeitraum gesehen, diffuse luftgetra-

gene Freisetzungen radioaktiver Stoffe geben. Diese werden aber geringer als die 

Abgaben aus einem „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ sein und deshalb auch gerin-

gere Strahlenbelastungen verursachen. 

Im Falle eines Abbaus des Atomkraftwerkes werden radioaktive Abfälle früher oder 

später zu externen Anlagen transportiert (Konditionierungsanlagen, Zwischenlager, 
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Endlager). Auch dies verursacht Strahlenbelastungen für Personen aus der Bevölke-

rung, die bei „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder „Entombment“ wegfallen.  

Insgesamt dürften die Strahlenbelastungen für Personen aus der Bevölkerung bei 

„Dauerhaft Sicherem Einschluss“ oder „Entombment“ geringer sein als für die bisher 

in der Bundesrepublik angewendeten Stilllegungsstrategien. 

Stör-/Unfallsicherheit 

Die folgende Betrachtung beinhaltet keine Bewertung, ob die Störfallplanungswerte 

der Strahlenschutzverordnung überschritten werden oder nicht. 

Beim Abbau eines Atomkraftwerkes gibt es Risiken für Störfälle während dieser Tä-

tigkeiten. Diese Risiken fallen beim „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder „Entomb-

ment“ weg. 

Bei beiden hier betrachteten Optionen besteht die Gefahr, dass im Laufe der Jahr-

zehnte und Jahrhunderte trotz Instandhaltung mehr oder weniger spontane Weg-

samkeiten für radioaktive Stoffe luftgetragen oder in den Boden entstehen. Beim 

„Entombment“ dürfte das Risiko für luftgetragene Freisetzungen wegen der doppel-

ten Gebäudebarriere etwas geringer sein als beim „Dauerhaft Sicheren Einschluss“. 

Der Weg für Freisetzungen aus den radioaktiven Stoffen in die Biosphäre und damit 

zu Strahlenbelastungen für Menschen ist wesentlich kürzer als wenn sie als radioak-

tive Abfälle in einem Endlager in tiefen geologischen Formationen lagern. 

Durch Korrosion und/oder Erosion besteht über Jahrzehnte und Jahrhunderte hinweg 

das Risiko eines Störfalls, zum Beispiel durch Herabstürzen eines Dachstahlträgers 

auf radioaktiv belastete Materialien. Hält die Gebäudebarriere stand, so kann sich die 

radioaktive Belastung von Atmosphäre und Oberflächen im Innern drastisch erhöhen. 

Dies ist vor allem für den „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ relevant, bei dem Perso-

nal den Einschluss in gewissen Abständen zu Überwachung und Instandhaltung be-

treten muss. 

Bei einem „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder „Entombment“ sind in einem Zeit-

raum von 50 Jahren oder mehr drastische Wetterveränderungen nicht auszuschlie-

ßen. Es ist bereits in den letzten Jahren festzustellen, dass plötzliche sinnflutartige 

Überschwemmungen in einem Umfang und an Orten auftreten, wie dies nicht prog-

nostiziert wurde. Bereits bei diesen Ereignissen, aber mindestens bei solchen mit 
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noch stärkerem Ausmaß kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Wasser auch 

in das Reaktor- oder andere eingeschlossene Gebäude eindringt und dort Radionu-

klide löst, die dann in die Biosphäre freigesetzt werden.  

Der „Dauerhaft Sichere Einschluss“ ist nicht gegen den Absturz von Großraum Flug-

zeugen und den Absturz von gegenüber dem Stand der Betriebsgenehmigung für 

das Atomkraftwerk weiter entwickelten schnell fliegenden Militärflugzeugen ausge-

legt. Das gilt unabhängig davon, ob der Absturz zufällig oder gezielt erfolgt. Die 

Wahrscheinlichkeit für einen zufälligen Absturz steigt durch den mehrere Jahrhun-

derte währenden Betrieb an und ist nicht vernachlässigbar. Bei einer Stilllegungs-

strategie mit Abbau des Atomkraftwerkes besteht dieses Risiko nach Abschluss des 

Abbaus nur noch in reduziertem Maße und zeitlich sehr viel geringeren Umfang in 

Bezug auf die Zwischenlagerung der radioaktiven Abfälle und nach deren Endlage-

rung gar nicht mehr. 

Für einen terroristischen Angriff gilt ähnliches wie für den Flugzeugabsturz. 

Die kursorische Prüfung ergibt ein höheres Störfallrisiko (Störfallmöglichkeiten, Stör-

fallhäufigkeiten auch unter Berücksichtigung des langen Zeitraumes, Störfallauswir-

kungen) als für die bisher in der Bundesrepublik angewendeten Stilllegungsstrate-

gien. 

Menschliche Tätigkeiten 

Für die Strategien „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ oder „Entombment“  sind über 

sehr lange Zeiträume Kontrolle und Überwachung durch den Menschen erforderlich. 

Bei einem Abbau des Atomkraftwerkes fallen diese Arbeiten nach dessen Abschluss 

weg. 

Für die beiden dauerhaften Strategien tritt durch die Beendigung der Atomenergie-

nutzung zwangsläufig ein Verlust von Kenntnissen und Erfahrungen ein. Das kann 

durch Kompetenzerhaltungsmaßnahmen nur begrenzt ausgeglichen werden. Ob 

Kompetenzerhaltung über so lange Zeiträume überhaupt möglich ist, kann nicht ga-

rantiert werden. Vor allem im Falle von Störungen, Störfällen oder Unfällen kann dies 

sehr negative Folgen haben. 
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Endlager 

Mit „Dauerhaft Sicheren Einschlusses“ oder „Entombment“ ist das in ein Endlager zu 

verbringende Volumen radioaktiver Abfälle geringer als mit Abbau der Atomkraft-

werke. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Sicherheitsphilosophie für den langfristi-

gen Umgang, alle radioaktiven Abfälle in tiefen geologischen Formationen endzula-

gern. Dies würde mit „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder „Entombment“ nicht ein-

gehalten. 

Durch die beiden dauerhaften Strategien entsteht ein quasi-Endlager, ohne dass 

dafür ein vergleichendes und Kriterien gesteuertes Standortauswahlverfahren statt-

gefunden hätte. Die Auswahlkriterien für den Standort eines Atomkraftwerkes sind 

andere als für ein Endlager. Es ist die Frage, ob überhaupt AKW-Standorte die An-

forderungen für Endlagerstandorte erfüllen. Wenn ja, wird das nicht für alle und ver-

mutlich auch nicht die Mehrheit der Standorte der Fall sein. 

Rohrsysteme und Komponenten sind mit α-Strahler und anderen langlebigen Radio-

nukliden kontaminiert. Abgesehen von der Sicherheitsphilosophie in der Bundesre-

publik  sind solche Radioaktivitätsinventare auch international nicht für oberflächen-

nahe Endlager zulässig. 

Langzeitsicherheitsnachweis 

Ein qualifizierter Langzeitsicherheitsnachweis kann für „Dauerhaft Sicheren Ein-

schluss“ oder „Entombment“ nicht belastbar geführt werden: 

 Das  Radionuklidinventar ist nicht für alle Bereiche des Atomkraftwerkes ausrei-

chend genau bekannt (z.B. hinsichtlich langlebiger Radionuklide), z.B. da wegen 

Unzugänglichkeit keine Proben genommen werden konnten.  

 Vorhandene oder entstehende Freisetzungswege durch die Gebäudestruktur in 

den Boden sind nicht beurteilbar. 

 Die für oberflächennahe Endlager üblichen isolierenden Schichten zur Verzöge-

rung des Übergangs von Radionukliden durch den Boden ins Grundwasser kön-

nen unter den einzuschließenden Gebäuden nicht eingebracht werden. 

 Es gibt keine hinreichend systematischen geologischen Untersuchungen des 

Standortes. 
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Gesellschaft 

Die Gesellschaft muss hinsichtlich technischem und strahlenschutzbezogenem Wis-

sen sowie bezüglich finanzieller Ressourcen über lange Zeiträume stabil bleiben, um 

eine Gefährdung von Mensch und Umwelt auszuschließen. 

Bisher ist für radioaktive Abfälle, wie sie beim Abbau von Atomkraftwerken anfallen, 

in der Bundesrepublik Deutschland ein Endlager vorgesehen. Durch die Stilllegungs-

strategien „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ oder „Entombment“ würde sich die Zahl 

der Endlagerstandorte um 10 oder mehr erhöhen. Es dürfte schwierig sein, dafür die 

gesellschaftliche Akzeptanz zu bekommen. 

Vor- und Nachteile in der Übersicht 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Vor- und Nachteile der IPPNW-Option 

„Dauerhaft Sicherer Einschluss“ beziehen auf die in der Bundesrepublik bisher an-

gewendeten Optionen „Sofortiger Abbau“ und „Sicherer Einschluss“. 

Bei einer detaillierten Bewertung im Rahmen eines Vergleiches von Stilllegungsstra-

tegien, müssen die Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogen werden. Das heißt 

entscheidend ist nicht unbedingt die Anzahl von Vor- und Nachteilen. 
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Vorteile Nachteile/Probleme 

Keine Strahlenbelastung für Personen 
aus der Bevölkerung durch Freigabe 

Möglicher Rückhalteverlust für Radio-
nuklide in die unmittelbare Umgebung 
durch nachlassende Gebäudestabilität 
in Zeiträumen > 100 Jahre 

Keine unkontrollierte Verteilung von 
künstlich erzeugten Radionukliden in 
der näheren und weiter entfernten 
Umwelt 

Zunehmende Verringerung für die 
Messung des Radioaktivitätsinventars 
durch Zerfall von Leitnukliden 

Geringere Gesamtstrahlenbelastung 
des Personals 

Größeres Störfallrisiko 

Geringere Gesamtstrahlenbelastung 
für Personen aus der Bevölkerung 

Zwang der nächsten Generationen, 
sich mit der Hinterlassenschaft eines 
über hunderte Jahre nicht vernachläs-
sigbaren Radioaktivitätsinventar zu 
befassen 

Geringeres Volumen endzulagernder 
radioaktiver Abfälle 

Kompetenzverlust 

 Die Sicherheitsphilosophie radioaktive 
Abfälle so weit wie möglich von der 
Biosphäre zu entfernen und zu kon-
zentrieren (Endlager in tiefen geologi-
schen Formationen) würde aufgeho-
ben. 

 Quasi-Endlager (oberflächennah) 
ohne Standortauswahlverfahren 

 Schwieriger Langzeitsicherheitsnach-
weis 

 Erhöhung der Endlagerstandorte für 
radioaktive Abfälle von einem auf 
möglicherweise zehn oder mehr 
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4.3 IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“  

4.3.1 Varianten 

Für das „Stehenlassen“ der Gebäude werden auftragsgemäß zwei Varianten be-

trachtet: 

a) Abbau aller höher radioaktiv belasteten Systeme, Komponenten und Anlagen-

teile. 

b) Abbau aller höher, mittel und schwach radioaktiv belasteten Systeme, Kompo-

nenten und Anlagenteile. 

Bei den höher radioaktiv belasteten Anlagenteilen handelt es sich um diejenigen, die 

durch Aktivierung während des Reaktorbetriebes im Vergleich zu anderen Anlagen-

teilen eine besonders hohe Radioaktivität aufweisen. Diese Radioaktivität beträgt 

mehr als 90% der Gesamtradioaktivität im Atomkraftwerk zu Beginn der Stilllegung. 

Dabei handelt es sich um  

 den Reaktordruckbehälter und seine Einbauten, 6  

 das Biologische Schild mit seinen Bestandteilen Beton und Stahlstrukturen (Aus-

kleidungsbleche, Schalungen und Bewehrung), 

 das Isoliermaterial zwischen Reaktordruckbehälter und Biologischem Schild 

sowie 

 sonstige Strukturen, die sich in unmittelbarer Umgebung der Brennelemente be-

funden haben. 

Im Vergleich zu den durch Aktivierung stark radioaktiv belasteten Teilen eher mittel 

belastet sind bei einem Druckwasserreaktor die durch das Primärkühlmittel kontami-

nierten Komponenten Dampferzeuger, Hauptkühlmittelpumpen, Druckhalter und Pri-

märkreisrohrleitungen sowie bei einem Siedewasserreaktor die durch Primärkühl-

mittel Wasser und Dampf kontaminierten Komponenten Zwangsumwälzpumpe, 

Wasserabscheider, Zwischenüberhitzer, Turbinen, Kondensatoren, Hauptkondensat-

pumpe, Niederdruckvorwärmer, Speisewasserbehälter, Reaktorspeisepumpe, Hoch-

                                            

6
  Die Radioaktivität dieser Teile ist, wie im Text beschrieben, vor allem durch Aktivierung verursacht. 

Der RDB innen und seine Einbauten sind auch kontaminiert, diese Aktivität ist aber im Vergleich 
zur Aktivierung deutlich geringer. 



 

 Stellungnahme 

Verbleib gering radioaktiver Stoffe am Standort 

  Seite 46 

 

druckvorwärmer und Rohrleitungen. Bei einigen der vorstehenden Komponenten 

können Teile auch nur schwach oder gar nicht radioaktiv belastet sein. Im Überwa-

chungsbereich liegen i.A. keine vergleichbar kontaminierten Materialien vor. 

Die Komponenten, Anlagenteile und Betonstrukturen (einschließlich Wände und De-

cken), die durch luftgetragene radioaktive Partikel im Normalbetrieb kontaminiert 

wurden, sind relativ gesehen eher schwach radioaktiv belastet. Sie befinden sich vor 

allem in den Gebäuden mit Kontrollbereich. Im Einzelfall können durch HotSpots 

auch höher belastete Materialien in geringem Umfang vorhanden sein. Ebenfalls in 

diese Belastungskategorie gehören Komponenten, Anlagenteile und Betonstruktu-

ren, die durch Kontaminationsverschleppung oder Leckagen kontaminiert wurden. 

Auf eine konkrete Benennung von Komponenten oder Anlagenteilen wird hier wegen 

deren Vielfalt verzichtet. Den volumenmäßig größten Anteil wird aber Bauschutt auf-

grund von Abbau und Dekontamination sein. 

Die von IPPNW genannten Varianten a) und b) können in der Form nicht alternativ 

umgesetzt werden. Stark radioaktiv belastete Komponenten und Anlagenteile befin-

den sich hauptsächlich im Reaktorgebäude. Ein Abbau dieser stark belasteten Kom-

ponenten bzw. Anlagenteile (Reaktordruckbehälter, Teile des Biologischen Schildes) 

ist nicht ohne vorherigen Abbau eines Teils von mittel oder schwach belasteten 

Systemen, Komponenten und Anlagenteilen (z.B. Rohrleitungen, Betonstrukturen) 

möglich. Gründe dafür sind die sonst nicht gegebene Zugänglichkeit für den Abbau 

und die notwendige Einrichtung von Infrastruktur zum Abbau und von freien Flächen 

zum Abstellen oder Pufferlagern von abgebauten Teilen. 

In geringerem Umfang gilt das auch für andere Gebäude mit Kontrollbereich ohne 

stark belastete Anlagenteile.  

Der Verbleib von mittel und schwach radioaktiv belasteten Systemen, Komponenten 

und anderen Anlagenteilen, die nicht im oben genannten Sinne störend sind, ist theo-

retisch möglich. Damit würde die durch Abbautätigkeiten verursachte Strahlenbelas-

tung des Personals verringert. Andererseits würden aber zusätzliche Strahlenbelas-

tungen verursacht. Verbleibende Systeme und Komponenten müssen zur Verhinde-

rung von Freisetzungen radioaktiver Stoffe möglichst sicher verschlossen oder abge-

schlossen werden. Mittel radioaktiv belastete Systeme und Komponenten müssen 

zum Teil abgeschirmt werden. Strahlenbelastungen werden dabei nicht nur während 

dieser Tätigkeiten zur Verwahrung verursacht, sondern auch durch notwendige Kon-
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trollen während der gesamten Zeit des „Stehenlassens“. Insgesamt ist in Bezug auf 

die Strahlenbelastung durch den Verbleib von mittel und schwach radioaktiven Mate-

rialien in ihrem Einbauzustand nicht von einer wesentlichen Verringerung auszuge-

hen. 

Bei allen Abbautätigkeiten werden auch gering radioaktive Materialien anfallen. 

Diese sollten verdichtet und in Behältern verpackt werden. Die Behälter können dann 

in das oder die „stehengelassenen“ Gebäude eingelagert werden. 

Ähnliches wie für Systeme, Komponenten und andere Anlagenteile gilt auch für 

kontaminierte Boden- und Wandbereiche. Diese Kontaminationen könnten theore-

tisch in den „stehengelassenen“ Gebäuden verbleiben. Auch hier besteht jedoch die 

Gefahr einer Ablösung und Freisetzung der Radionuklide und/oder ihre Verschlep-

pung durch menschliche Tätigkeiten. Die Wände und Böden können so weit dekon-

taminiert werden, dass die Freigabewerte nach Anhang III, Tabelle 1, Spalte 8 für die 

uneingeschränkte Freigabe von Gebäuden unterschritten werden. Der dabei abge-

tragene Bauschutt wäre als radioaktiver Abfall zu behandeln. 

Die zurückbleibende Anlage hat dann ein relativ geringes Radioaktivitätsinventar, 

das theoretisch die Entlassung der Anlage aus der atomrechtlichen Zuständigkeit 

nach § 29 Strahlenschutzverordnung ermöglichen würde. Um das Strahlenschutzziel 

von IPPNW zu erreichen, muss allerdings gewährleistet werden, dass die Gebäude 

und ihr Inventar unter Aufsicht am Standort ungenutzt stehen bleiben. Deshalb und 

weil größere Teile der Materialien gering radioaktiv belastet sind wäre zu empfehlen, 

nur einen Übergang von der atomrechtlichen Genehmigung auf eine Genehmigung 

nach Strahlenschutzverordnung mit reduzierten Anforderungen zuzulassen. 

Der Abbau und die Entfernung aller hoch, mittel und schwach radioaktiv belasteten 

Materialien aus den Gebäuden eines Atomkraftwerkes ist möglich und bei der Stillle-

gung bundesdeutscher Atomkraftwerke geübte Praxis. 

Die Gründe für die Empfehlung einer vollständigen „Entkernung“ sind zusammenge-

fasst: 

 Das Radioaktivitätsinventar des Atomkraftwerkes wird von ca. 2 ∙ 1017 Bq auf 

weniger als 1 ∙ 109 Bq verringert [NIS 2012]. 

 Die Störfallgefahren beim Ein- und Auslagern sowie der dauerhaften Lagerung 

der gering radioaktiven Materialien sind geringer. 
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 Das Freisetzungspotenzial im Falle eines Störfalls ist deutlich geringer. 

 Die Strahlenbelastung für das Personal beim Ein- und Auslagern der gering radi-

oaktiven Materialien sowie durch Kontrolle, Instandhaltung und ggf. Instandset-

zung ist geringer. 

 Die Ableitungen radioaktiver Stoffe im „Normalbetrieb“ während der Lagerung 

sind geringer. 

 Es kann über den langen Zeitraum keine Kontaminationsübertragung von höher 

radioaktiv belasteten auf die gering radioaktiven Materialien geben. 

 Die Anforderungen an die Strahlenschutzüberwachung kann geringer gehalten 

werden. 

 Zum Ausbau der stark belasteten Komponenten müssen für die Zugänglichkeit 

ohnehin mittel und schwach belastete Systeme, Komponenten und Gebäu-

destrukturen abgebaut werden. 

 Das im Einschluss zur Verfügung stehende Volumen für einzulagernde gering 

radioaktive Materialien ist größer. 

 Die Sicherheitsphilosophie, alle radioaktiven Abfälle in tiefen geologischen 

Schichten endzulagern, wird eingehalten.  

Die vorstehenden Gründe sind unter Strahlenschutzaspekten insgesamt gesehen 

nicht durch eventuelle Vorteile durch geringere Strahlenbelastung von Personal bei 

späterem Abbau aufzuwiegen. 

4.3.2 Umsetzbarkeit 

Für die IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ müssen die Voraussetzun-

gen und Rahmenbedingungen aus Kapitel 4.1 erfüllt werden bzw. gegeben sein. In 

Bezug auf die Voraussetzung Erdbebengefahr können die Anforderungen verringert 

werden, da das Radioaktivitätsinventar deutlich geringer ist. Sie bezieht sich auf alle 

Gebäude, in denen sich während des Reaktorbetriebes ein Kontrollbereich befunden 

hat. Das betrifft das Reaktorgebäude, das Reaktorhilfsanlagengebäude, Konditionie-

rungsanlagengebäude, das Maschinenhaus bei Siedewasserreaktoren und je nach 

Standort eventuell weitere Gebäude.  

Nach Entfernung aller zum Abbau vorgesehenen, als radioaktive Abfälle zu behan-

delnden Teile und Bereiche aus den Gebäuden müssen mit Ausnahme eines Zu-
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gangs zur Begehung alle weiteren Zugänge und Gebäudedurchführungen (Ver- und 

Entsorgungsleitungen, Rohrleitungen) bautechnisch verschlossen werden. Beim Ab-

bau („Entkernung“) angefallene gering radioaktive Materialien müssen in einem der 

Gebäude in Behältern verwahrt werden. 

Entsprechende Maßnahmen  wurden bei den „Sicheren Einschlüssen“ in der Bun-

desrepublik Deutschland in der Vergangenheit genehmigt und durchgeführt. Eine 

entsprechende Vorgehensweise wird für einen „Sicheren Einschluss“ auch in der 

Referenzstudie zur Stilllegung deutscher Atomkraftwerke empfohlen [NIS 2012].  

Es gibt also keine grundsätzlichen Zweifel, dass auch ein „Stehenlassen nach Ent-

kernung“, wie es von IPPNW vorgeschlagen wird, möglich ist. Dies gilt insbesondere, 

weil das Radioaktivitätsinventar bei der Option „Stehenlassen“ um mehrere Größen-

ordnungen geringer ist als beim „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder „Sicheren 

Einschluss“. 

Für das „Stehenlassen nach Entkernung“ unter Einschluss der bereits abgebauten 

gering radioaktiven Materialien müssen deshalb auch nicht ähnlich hohe Anforderun-

gen erfüllt werden, wie für den „Dauerhaft Sicheren Einschluss“ oder den „Sicheren 

Einschluss“ eines Atomkraftwerkes nach Atomgesetz. Wie hoch die Anforderungen 

konkret sind, hängt davon ab, ob Gelände, Gebäude und in Behältern eingebrachte 

Materialien mittels Freigabe nach § 29 StrlSchV aus dem Atomrecht entlassen wur-

den. Ist das der Fall, sind zwar rein formal keine Anforderungen aus der Strahlen-

schutzverordnung mehr zu erfüllen, da IPPNW das „Stehenlassen“ aber gerade für 

eine Verbesserung des Strahlenschutzes vorschlägt, sollte er – insbesondere vor 

dem Hintergrund des Minimierungsgebotes – auch hier beachtet werden. 

Die Anforderungen bzw. die einzuhaltenden Schutzziele sind: 

 Sicherer Einschluss der Radioaktivität für die gesamte Dauer des Einschlusses, 

 Schutz des Personals vor unnötigen Strahlenbelastungen, 

 Schutz von Bevölkerung und Umgebung vor unnötigen Strahlenbelastungen. 

IPPNW gibt die angestrebte Zeitdauer des „Stehenlassens“ mit dauerhaft an. Wie 

oben bereits ausgeführt, kann das wegen des Radioaktivitätsinventars aus radiologi-

scher Sicht auf wenige 100 Jahre beschränkt werden. Die Gebäude haben eine be-

grenzte Lebensdauer, die je nach den gestellten Anforderungen  mehrere Jahrzehnte 

bis 100 – 150 Jahre betragen kann (siehe hierzu Kapitel 4.2.1). Da die Radionuklide 
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in den gering radioaktiven Materialien ganz überwiegen eher kurzlebig oder relativ 

kurzlebig sind, sorgt der radioaktive Zerfall für eine sehr viel schnellere Abnahme des 

Radioaktivitätsinventars beim „Stehenlassen“ als beim „Dauerhaft Sicheren Ein-

schluss“.  Deshalb können die oben genannten Schutzziele nach 100 Jahren auch 

angemessen eingehalten werden, wenn die Gebäude in ihrer Dichtheit nachlassen. 

Allerdings muss mindestens bis dahin die Stabilität der Gebäudestrukturen durch 

Kontrollen und Ertüchtigungsmaßnahmen sichergestellt sein. Im Sinne des Strahlen-

schutzes sollte dies auch über die 100 Jahre hinaus erfolgen. 

Das Atomkraftwerk Gundremmingen A (KRB A) blieb nach einem Störfall im Jahr 

1977 abgeschaltet. 1980 erfolgte der Stilllegungsantrag und 1983 wurde die Stillle-

gungsgenehmigung erteilt. Für das Atomkraftwerk wurde zwar formal der „Sofortige 

Abbau“ gewählt, in Realität aber nicht umgesetzt. Allein die Auslagerung der Brenn-

elemente dauerte bis 1989. Auch danach gab es offenbar noch Verzögerungen. Der 

Reaktordruckbehälter, das Biologische Schild und weitere Komponenten sind inzwi-

schen abgebaut. Für das Reaktorgebäude wurde der Abbau 2000 genehmigt, soll 

aber erst langfristig realisiert werden. Maschinenhaus, Aufbereitungsgebäude mit 

Fortluftkamin und weitere Gebäude werden als Technologiezentrum für die Konditio-

nierung von Betriebsabfällen, die Reparatur von Komponenten und die Abbauabfälle 

des Atomkraftwerkes KRB II (Blöcke B und C) genutzt bzw. sind dafür vorgesehen. 

Es ist deshalb davon auszugehen, dass der Betreiber die Stabilität der Gebäude für 

mindestens 70 Jahre als gegeben ansieht. 

In letzter Zeit gibt es Bestrebungen, die Abklinglagerung von radioaktiven Kompo-

nenten auch auf Gebäude von Atomkraftwerken mit Kontrollbereich auszudehnen. 

Sie sollen nicht nach gegenwärtigem Freigabereglement (Freimessung an stehender 

Struktur oder am abgerissenen Bauschutt) behandelt werden. Vielmehr soll auch hier 

das Abklingen genutzt werden. Die Freimessung soll mit Bezug auf so genannte Sa-

nierungswerte erfolgen. Diese werden auf Basis der Freigabewerte errechnet. Je 

nachdem, wie lange das Abklingen von den Sanierungswerten auf die Freigabewerte 

dauert, werden die Gebäude „stehen gelassen“. Nach Ablauf dieser Zeit sind die Ge-

bäude automatisch freigegeben und können konventionell abgerissen werden. In den 

Betrachtungen zum „Stehenlassen“ wurden Berechnungen von 2010 bis 2070 

durchgeführt [BRENK 2009]. Das heißt, es wird von einer ausreichenden Stabilität 

der Gebäude ab Stilllegung von mehr als 75 Jahren ausgegangen. Dabei ist zu be-

achten, dass Kontrollen nicht über den gesamten Zeitraum vorgesehen sind. 



 

 Stellungnahme 

Verbleib gering radioaktiver Stoffe am Standort 

  Seite 51 

 

Auch für das 1990 abgeschaltete Atomkraftwerk der DDR in Rheinsberg ist vorgese-

hen, das Reaktorgebäude für längere Zeit stehen zu lassen. Nach Abschluss von 

Demontagearbeiten und Gebäudedekontamination ist eine „Verwahrzeit“ von 2019 

bis 2069 vorgesehen [BMF 2011]. Hier wird also von einer ausreichenden Gebäude-

stabilität von ca. 80 Jahren ausgegangen. 

Auch die drei vorstehenden Beispiele zeigen, dass die Umsetzbarkeit für den 

IPPNW-Vorschlag „Stehenlassen nach Entkernung“ als gegeben angesehen werden 

kann. Das Radioaktivitätsinventar der zum Stilllegungszeitpunkt gering radioaktiven 

Materialien ist nach 100 Jahren weitgehend abgeklungen. 

4.3.3 Vor- und Nachteile 

IPPNW schlägt das „Stehenlassen nach Entkernung“ vor dem Hintergrund der Ver-

meidung der Freigabe radioaktiver Stoffe in die Umwelt vor.  Die Vor- und Nachteile 

dieser Option werden bezüglich den bisher in der Bundesrepublik etablierten Stillle-

gungsstrategien im Folgenden thematisch abgehandelt. Dabei wird der Stand der 

sicherheitstechnischen Anforderungen in der Bundesrepublik Deutschland berück-

sichtigt.  

Freigabe 

Mit dem „Stehenlassen nach Entkernung“ kann die Freigabe gering radioaktiver Ma-

terialien in den konventionellen Stoffkreislauf, die im Rahmen von Stilllegung und 

Abbau von Atomkraftwerken anfallen, vermieden werden. Das heißt, es findet keine 

unkontrollierte Verbreitung von Radionukliden durch uneingeschränkte Freigabe in 

die Umwelt statt und es gibt neben den Atomkraftwerksstandorten keine weiteren 

Standorte (Deponien, Verbrennungsanlagen, Metallschmelzen, Schrotthändler), an 

denen mit gering radioaktiven Materialien umgegangen werden muss. 

Das gilt auch für gering radioaktive Flüssigkeiten, die entweder am Standort verfes-

tigt werden oder, wenn technisch nicht möglich oder am Standort zu aufwändig, in 

ausreichend sicheren, doppelwandigen Behältern in den Gebäuden aufbewahrt wer-

den. Aufgrund des Radioaktivitätsinventars ist das, in Abwägung zwischen dem er-

höhten Ausbreitungsrisiko nach Störfällen am Standort einerseits und den Risiken 

und Belastungen durch Transport und Behandlung in einer Verbrennungsanlage an-

dererseits, gerechtfertigt. 
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In den „stehen gelassenen“ Gebäuden befinden sich zu Beginn der Phase nur die 

gering radioaktiven Materialien, in Form von nicht abgebauten Systemen, Kompo-

nenten und Kontaminationen an Gebäudestrukturen sowie während der „Entkernung“ 

angefallenen gering radioaktiven Materialien in Behältern. Aufgrund der Endlichkeit 

baulicher Strukturen stellt sich die Frage nach deren Verbleib nach 100 bis spätes-

tens 150 Jahren. Die zum Zeitpunkt der Stilllegung gering radioaktiven Materialien, 

die zur Freigabe angestanden hätten, besitzen dann durch den Zerfall der Radionu-

klide ein nochmal deutlich geringeres Strahlenbelastungspotenzial oder sind nicht 

mehr radioaktiv. Ein genauerer Zeitpunkt, wann alle Materialien mit großer Wahr-

scheinlichkeit nicht mehr (durch den Reaktorbetrieb verursacht) radioaktiv sind, lässt 

sich definitiv nur nach umfangreichen Berechnungen feststellen, die hier nicht durch-

geführt werden können. 

Durch Fortführung von Kontrolle und Überwachung sowie ggf. Instandsetzung bei 

größeren Schäden über 100 Jahre hinaus kann die Verbreitung von dann noch in 

sehr geringem Umfang vorhandenen Radionukliden in die Umwelt weitestgehend 

verhindert werden. 

Feststellbarkeit Radioaktivitätsinventar 

Das für die Optionen „Dauerhaft Sicherer Einschluss“  und „Entombment“ beschrie-

bene Problem mit dem zeitabhängigen Zerfall von Leitnukliden und der auf Leitnu-

klide aufgebauten Feststellung des Radioaktivitätsinventars ist für die Option „Ste-

henlassen nach Entkernung“ weniger bedeutsam. Gründe dafür sind das deutlich 

geringere Gesamtradioaktivitätsinventar und die nicht oder nur in sehr geringem 

Umfang vorhandenen, durch den Reaktorbetrieb entstanden α-Strahler.  

Strahlenbelastung Personal 

Zusätzliche Strahlenbelastung für Personal tritt bei der Option „Stehenlassen nach 

Entkernung“ im Vergleich zu den bisher in der Bundesrepublik etablierten Stillle-

gungsstrategien durch die mehr als 100-jährigen Kontrollen und Instandhaltungs-

maßnahmen in und an den Gebäuden und Behältern auf. Gleichzeitig ist die Kol-

lektivdosis durch den nicht erfolgten Abbau eines großen Teiles der gering radioakti-

ven Materialien etwas verringert. 

Im Falle des „Sofortigen Abbaus“ würden durch die gering radioaktiven Materialien 

Strahlenbelastungen für das Personal beim Abbau und bei der Freigabe nach § 29 
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StrlSchV, hier insbesondere bei der eingeschränkten Freigabe Personal7 in Depo-

nien, Verbrennungsanlagen und Metallschmelzen, verursacht. Dazu kommt die 

Strahlenbelastung von Transportpersonal. 

Im Rahmen dieser Stellungnahme kann nicht quantitativ bewertet werden, bei wel-

cher der beiden Optionen die Kollektivdosis größer ist. Aufgrund von Plausibilitäts-

betrachtungen wird hier davon ausgegangen, dass es keine gravierenden Unter-

schiede gibt, die Kollektivdosis beim „Stehenlassen nach Entkernung“ tendenziell 

eher etwas geringer ist. 

Strahlenbelastung Bevölkerung im Normalbetrieb 

Im Falle der Option „Stehenlassen nach Entkernung“ beschränken sich mögliche 

Strahlenbelastungen auf Personen aus der Bevölkerung, die sehr dicht am Atom-

kraftwerk wohnen. Die Belastung könnte durch wahrscheinlich nicht völlig zu vermei-

dende, aber sehr geringe diffuse Freisetzungen von Radionukliden aus den ver-

schlossenen Gebäuden in die Umgebung erfolgen. Die resultierenden potenziellen 

Strahlenbelastungen sind deutlich geringer als bei einer Atomanlage im Normalbe-

trieb. 

Durch die im Gegensatz zu den bisher in der Bundesrepublik etablierten Stilllegungs-

strategien vermiedene Freigabe in den konventionellen Stoffkreislauf können zum 

Beispiel keine Strahlenbelastungen durch nicht vorhersagbare Radioaktivitätsan-

sammlung in Gegenständen des täglichen Gebrauchs, durch Nutzung von radiolo-

gisch belasteten Materialien im Straßen- oder Wegebau, durch Nutzung von radiolo-

gisch belasteten Zement-/Betonschutt im Hausbau, durch längeren Aufenthalt über 

einer stillgelegten Deponie oder durch aus einem Deponierkörper ins Grundwasser 

übergegangene Radionuklide verursacht werden. 

Die vermiedenen Strahlenbelastungen durch die nicht erfolgte Freigabe sind als grö-

ßer einzuschätzen als die Strahlenbelastungen durch das „Stehenlassen“ der Ge-

bäude. 

                                            

7
  Das Personal auf Deponien, in Verbrennungsanlagen und Metallschmelzen ist im Normalfall nicht 

als strahlenexponiert eingestuft. Es wird hier aber trotzdem im Rahmen des Personals betrachtet 
und nicht den Personen aus der Bevölkerung zugeschlagen. 
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Störfallsicherheit8 

Die Störfallsicherheit kann hier nur sehr grob betrachtet werden. Mögliche Strahlen-

belastungen nach Störfällen wären, verglichen mit den Störfallplanungswerten der 

Strahlenschutzverordnung, sehr gering. 

Beim „Stehenlassen“ bleibt ein großer Teil der Radionuklide in der baulichen Struktur 

fest eingebunden. Ein größerer Teil dieser Radionuklide kann nur nach starken Ein-

wirkungen von außen freigesetzt werden. Das können bspw. Überflutungen, Erdbe-

ben und Flugzeugabstürze sein. 

Bei einer Freigabe nach § 29 StrlSchV in den konventionellen Stoffkreislauf – wie bei 

der Option „Sofortiger Abbau“ – können neben den oben genannten Einwirkungen 

auch Störfälle durch den Umgang mit den gering radioaktiven Materialien entstehen. 

Ein größerer Teil der Radionuklide liegt nach der Freigabe in leichter freisetzbarer 

Form vor als wenn sie in Gebäudestrukturen eingebunden sind. 

Das Störfallrisiko ist bei der Freigabe im Rahmen des „Sofortigen Abbaus“ höher ein-

zuschätzen als das Störfallrisiko beim „Stehenlassen nach Entkernung“. 

Menschliche Tätigkeiten 

Für die Strategie „Stehenlassen nach Entkernung“ sind über einen längeren Zeitraum 

Kontrolle und Überwachung durch den Menschen erforderlich. Bei einem vollständi-

gen Abbau des Atomkraftwerkes fallen diese Arbeiten nach dessen Abschluss weg. 

Der Kompetenzverlust ist zwar auch bei dieser Option gegeben, ist wegen des deut-

lich geringeren Radioaktivitätsinventars aber von geringer Bedeutung. 

Endlager/Langzeitsicherheitsnachweis 

Da sich keine radioaktiven Abfälle in den „stehengelassenen“ Gebäuden befinden, 

spielt das hier keine Rolle. 

                                            

8
  Der Begriff Störfall wird hier in Anlehnung an mögliche Ereignisse im Betrieb einer Atomanlage 

benutzt. Es handelt sich aufgrund des möglicherweise betroffenen Radionuklidinventars aber nicht 
um Störfälle nach Strahlenschutzverordnung im engeren Sinne. 
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Gesellschaft 

Die Gesellschaft muss hinsichtlich technischem und strahlenschutzbezogenem Wis-

sen sowie bezüglich finanzieller Ressourcen über einen längeren Zeitraum stabil 

bleiben, um eine, allerdings nur auf sehr geringem Niveau mögliche Gefährdung von 

Mensch und Umwelt auszuschließen. 

Die Gesellschaft muss damit einverstanden sein, an den ehemaligen Atomkraft-

werksstandorten über die benötigte Zeit für die Zwischenlager hinaus eine weitere 

Anlage, mit allerdings deutlich geringerem Gefahrenpotenzial, zu haben. 

Vor- und Nachteile in der Übersicht 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Vor- und Nachteile der IPPNW-Option 

„Stehenlassen nach Entkernung“ beziehen auf die in der Bundesrepublik bisher an-

gewendeten Optionen „Sofortiger Abbau“ und „Sicherer Einschluss“. 

Bei einem Vergleich mit den Optionen mit den ebenfalls auf Dauer angelegten „Dau-

erhafter Sicherer Einschluss“ und „Entombment“ wäre zu berücksichtigen, dass das 

am Standort verbleibende Radioaktivitätsinventar hier um Größenordnungen gerin-

ger ist. Wegen dieses Unterschiedes sind einige, bei den Optionen ohne „Entker-

nung“ genannten Vor- und Nachteile hier nicht relevant.  

 

Vorteile Nachteile 

Keine unkontrollierte Verteilung von 
künstlich erzeugten Radionukliden in 
der näheren und weiter entfernten 
Umwelt 

Zwang für wenige Generationen, sich 
mit der Hinterlassenschaft eines – 
wenn auch geringen – Radioaktivi-
tätsinventar zu befassen 

Tendenziell etwas geringere Strah-
lenbelastung für Personal 

Akzeptanz der Gesellschaft für eine 
zusätzliche Anlage mit – wenn auch 
geringem – Radioaktivitätsinventar für 
einen längeren Zeitraum 

Geringere potenzielle Strahlenbelas-
tung für Personen aus der Bevölke-
rung 

 

Etwas geringeres Störfallrisiko  
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Bei einer detaillierten Bewertung im Rahmen eines Vergleiches von Stilllegungsstra-

tegien, müssen die Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogen werden. Das heißt 

entscheidend ist nicht unbedingt die Anzahl von Vor- und Nachteilen. 

4.4 Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ 

Für die Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ soll auf dem Gelände des Atom-

kraftwerkes ein neues robustes Bauwerk („Bunker“) errichtet werden. Dort sollen alle 

bei Stilllegung und vollständigem Abbau des Atomkraftwerkes anfallenden gering 

radioaktiven Materialien gelagert werden. 

Mit Ausnahme der Voraussetzung zum Gebäudezustand und in Abschwächung der 

Voraussetzung zur Erdbebengefahr müssen alle anderen Voraussetzungen und 

Rahmenbedingungen aus Kapitel 4.1 erfüllt werden bzw. gegeben sein. 

Bei der Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ soll zu Beginn der Stilllegung 

nach dem Abriss aller nicht benötigten und nachweislich nicht kontaminierten Ge-

bäude auf dem zum nach § 7 Abs. 1 AtG genehmigten Atomkraftwerk gehörenden 

Gelände ein neues Bauwerk errichtet werden. Das Bauwerk soll bezüglich äußerer 

Einwirkungen der Robustheit eines Bunkers entsprechen und am Boden gegenüber 

dem Untergrund eine aus mindestens zwei Barrieren bestehende Abdichtung 

besitzen. 

Die beim Abbau der Systeme, Komponenten, Betonstrukturen und Anlagenteile an-

fallenden gering radioaktiven Materialien können dann, nach ihrer Verpackung in 

Behältern/Containern, direkt in dieses Bauwerk eingelagert werden. Gleiches kann 

anschließend mit den gering radioaktiven sowie den als kontaminiert unter Verdacht 

stehenden Abrissmaterialien der Gebäude erfolgen.  

Es ist darauf hinzuweisen, dass auch bei Gebäuden mit Kontrollbereich Gebäude-

strukturen existieren, für die von keiner Kontamination ausgegangen werden kann 

und die im Rahmen von § 29 StrlSchV nach zuverlässigem messtechnischen Nach-

weis der Kontaminationsfreiheit freigegeben werden können. Bei der Identifizierung 

dieser Gebäudestrukturen sind nach messtechnischer Feststellung der Kontaminati-

onsfreiheit zusätzliche Sicherheitsabstände zu berücksichtigen, ab wann die Struktur 

als kontaminationsfrei angesehen wird. 
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Bei dem Bauwerk wäre auch ein an den international etablierten oberflächennahen 

Endlagern orientiertes Bauwerk möglich. Die Anforderungen können bspw. an denen 

des Endlagers in Morvilliers (Frankreich) angelehnt werden [INTAC 2013a]. Voraus-

setzung hierfür wäre, dass der Untergrund am Standort dafür geeignet ist. 

4.4.1 Umsetzbarkeit 

Da die beim Abbau anfallenden radioaktiven Abfälle in ein Zwischenlager überführt 

werden, müssen für den „Bunker“ mit allen abgebauten gering radioaktiven Materia-

lien nicht ähnlich hohe Anforderungen erfüllt werden, wie für den „Dauerhaft Sicheren 

Einschluss“ oder den „Sicheren Einschluss“ eines Atomkraftwerkes nach Atomge-

setz. Wie hoch die Anforderungen konkret sind, hängt davon ab, ob Gelände und die 

in Behältern/Containern eingebrachte Materialien mittels Freigabe nach § 29 

StrlSchV aus dem Atomrecht entlassen wurden. Ist das der Fall, sind zwar rein for-

mal keine Anforderungen aus der Strahlenschutzverordnung mehr zu erfüllen, da 

IPPNW die Prüfung der Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ aber gerade im 

Hinblick auf eine Verbesserung des Strahlenschutzes vorschlägt, sollte er – insbe-

sondere vor dem Hintergrund des Minimierungsgebotes – auch hier beachtet 

werden. 

Die Anforderungen bzw. die einzuhaltenden Schutzziele sind: 

 Sichere Rückhaltung der Radioaktivität für die gesamte Dauer des Einschlusses, 

 Schutz des Personals vor unnötigen Strahlenbelastungen, 

 Schutz von Bevölkerung und Umgebung vor unnötigen Strahlenbelastungen. 

IPPNW gibt die angestrebte Verwahrungszeit für die gering radioaktiven Materialien 

im „Bunker“ mit dauerhaft an. Wie in den Kapiteln 4.3.2 und 4.3.3 bereits ausgeführt, 

kann der Zeitraum wegen des Radioaktivitätsinventars aus radiologischer Sicht auf 

einige 100 Jahre beschränkt werden. Der neu errichtete „Bunker“ bzw. das oben ge-

nannte oberflächennahe Endlagerbauwerk haben eine Lebensdauer, die je nach den 

im Zeitraum gestellten Anforderungen, einige Jahrhunderte betragen kann. Siehe 

bezüglich Lebensdauer des „Bunker“ auch die Ausführungen in Kapitel 4.1.2 zum 

„Entombment“. Da die Radionuklide in den gering radioaktiven Abfällen ganz über-

wiegend eher kurzlebig oder relativ kurzlebig sind, sorgt der radioaktive Zerfall für 

eine sehr viel schnellere Abnahme des Radioaktivitätsinventars als beim „Sicheren 
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Einschluss“.  Deshalb können die oben genannten Schutzziele nach gegenwärtigem 

Kenntnisstand auf Dauer eingehalten werden.  

In der IAEA wurde als Stilllegungsstrategie „On-Site Transfer and Disposal“ disku-

tiert. Bei der Strategie wird das gesamte Atomkraftwerk oder Teile davon abgebaut 

und in ein neu errichtetes Oberflächenlager verbracht [IAEA 1999]. 

Aus diesem Grund sowie dem Betrieb von oberflächennahen Endlagern in EU-Staa-

ten (siehe z.B. Frankreich [ANDRA 2013]) und Nicht-EU-Staaten, ist die Umsetzbar-

keit eines solchen Endlagers an Atomkraftwerksstandorten, bei Erfüllung bestimmter 

Voraussetzungen für den Untergrund, als gegeben anzunehmen. 

Entsprechendes gilt nach gegenwärtiger Einschätzung für die Umsetzbarkeit der Lö-

sung „Vollständiger Rückbau mit Bunker“, bei der geringere Voraussetzungen für den 

Untergrund erforderlich sind und höhere Anforderungen an die bautechnischen Bar-

rieren zu stellen sind. 

4.4.2 Vor- und Nachteile 

IPPNW schlägt die Prüfung der Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ vor dem 

Hintergrund der Vermeidung der Freigabe radioaktiver Stoffe in die Umwelt vor.  Die 

Vor- und Nachteile dieser Option bezüglich der bisher in der Bundesrepublik etab-

lierten Stilllegungsstrategien werden im Folgenden thematisch abgehandelt. Dabei 

wird der Stand der sicherheitstechnischen Anforderungen in der Bundesrepublik 

Deutschland berücksichtigt.  

Freigabe 

Mit dem „Vollständigen Rückbau mit Bunker“ kann die Freigabe gering radioaktiver 

Materialien in den konventionellen Stoffkreislauf, die im Rahmen von Stilllegung und 

Abbau von Atomkraftwerken anfallen, vermieden werden. Das heißt, es findet keine 

unkontrollierte Verbreitung von Radionukliden durch uneingeschränkte Freigabe in 

die Umwelt statt und es gibt neben den Atomkraftwerksstandorten keine weiteren 

Standorte (Deponien, Verbrennungsanlagen, Metallschmelzen, Schrotthändler), an 

denen mit gering radioaktiven Materialien umgegangen werden muss. 

Das gilt auch für gering radioaktive Flüssigkeiten, die entweder am Standort verfes-

tigt werden oder, wenn technisch nicht möglich bzw. am Standort zu aufwändig, in 
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ausreichend sicheren, doppelwandigen Behältern im „Bunker“ aufbewahrt werden. 

Aufgrund des Radioaktivitätsinventars ist das, in Abwägung zwischen dem erhöhten 

Ausbreitungsrisiko nach Störfällen am Standort einerseits und den Risiken und Be-

lastungen durch Transport und Behandlung in einer Verbrennungsanlage anderer-

seits, gerechtfertigt. 

Die sich im neu errichteten „Bunker“ befindenden Materialien sind zu Beginn gering 

radioaktiv. Für die bauliche Struktur des „Bunkers“ wird eine ausreichende Stabilität 

über wenige 100 Jahre angenommen. Die zum Zeitpunkt der Stilllegung gering radi-

oaktiven Materialien, die zur Freigabe angestanden hätten, besitzen dann durch den 

Zerfall der Radionuklide ein nochmal deutlich geringeres Strahlenbelastungspoten-

zial oder sind nicht mehr radioaktiv. Ein genauerer Zeitpunkt, wann alle Materialien 

mit großer Wahrscheinlichkeit nicht mehr (durch den Reaktorbetrieb verursacht) ra-

dioaktiv sind, lässt sich definitiv nur nach umfangreichen Berechnungen feststellen, 

die hier nicht durchgeführt werden können. 

Es ist davon auszugehen, dass die Verbreitung von Radionukliden in die Umwelt 

weitestgehend verhindert wird. 

Feststellbarkeit Radioaktivitätsinventar 

Das für die Optionen „Dauerhaft Sicherer Einschluss“  und „Entombment“ beschrie-

bene Problem mit dem zeitabhängigen Zerfall von Leitnukliden und der auf Leitnu-

klide aufgebauten Feststellung des Radioaktivitätsinventars ist für die Option „Voll-

ständiger Rückbau mit Bunker“ weniger bedeutsam. Gründe dafür sind das deutlich 

geringere Gesamtradioaktivitätsinventar und die nicht oder nur in sehr geringem 

Umfang vorhandenen, durch den Reaktorbetrieb entstanden α-Strahler.  

Strahlenbelastung Personal 

Zusätzliche Strahlenbelastung für Personal tritt bei der Option „Vollständiger Rück-

bau mit Bunker“ im Vergleich zu den bisher in der Bundesrepublik etablierten Stillle-

gungsstrategien nicht auf. Der „Bunker“ muss während der Verwahrzeit nicht began-

gen werden. 



 

 Stellungnahme 

Verbleib gering radioaktiver Stoffe am Standort 

  Seite 60 

 

Im Falle des „Sofortigen Abbaus“ würden durch die gering radioaktiven Materialien 

Strahlenbelastungen für das Personal9 bei der Freigabe nach § 29 StrlSchV, hier 

insbesondere bei der eingeschränkten Freigabe für das Personal in Deponien, Ver-

brennungsanlagen und Metallschmelzen, verursacht. Dazu kommt die Strahlenbe-

lastung von Transportpersonal. 

Die Strahlenbelastung durch Personal ist für die Option „Vollständiger Rückbau mit 

Bunker“ geringer als für die bisher in der Bundesrepublik angewendeten Stilllegungs-

strategien. 

Strahlenbelastung Bevölkerung im Normalbetrieb 

Durch die beim „Vollständigen Rückbau mit Bunker“ im Gegensatz zu den bisher in 

der Bundesrepublik etablierten Stilllegungsstrategien vermiedene Freigabe gering 

radioaktiver Materialien in den konventionellen Stoffkreislauf können zum Beispiel 

keine Strahlenbelastungen durch nicht vorhersagbare Radioaktivitätsansammlung in 

Gegenständen des täglichen Gebrauchs, durch Nutzung von radiologisch belasteten 

Materialien im Straßen- oder Wegebau, durch Nutzung von radiologisch belasteten 

Zement-/Betonschutt im Hausbau, durch längeren Aufenthalt über einer stillgelegten 

Deponie oder durch aus einem Deponierkörper ins Grundwasser übergegangene 

Radionuklide verursacht werden. 

Damit ist die Strahlenbelastung für diese Option geringer. 

Störfallsicherheit10 

Die Stör- bzw. Unfallsicherheit kann hier nur sehr grob betrachtet werden. Mögliche 

Strahlenbelastungen nach Störfällen wären bei der Option „Vollständiger Rückbau 

mit Bunker“, verglichen mit den Störfallplanungswerten der Strahlenschutzverord-

nung, sehr gering. 

                                            

9
  Das Personal auf Deponien, in Verbrennungsanlagen und Metallschmelzen ist im Normalfall nicht 

als strahlenexponiert eingestuft. Es wird hier aber trotzdem im Rahmen des Personals betrachtet 
und nicht den Personen aus der Bevölkerung zugeschlagen. 

10
  Der Begriff Störfall wird hier in Anlehnung an mögliche Ereignisse im Betrieb einer Atomanlage 

benutzt. Es handelt sich aufgrund des möglicherweise betroffenen Radionuklidinventars nicht um 
einen Störfall nach Strahlenschutzverordnung im engeren Sinne. 
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Eine Freisetzung radioaktiver Stoffe nach Störfällen kann nur durch besonders starke 

Einwirkungen von außen, wie starke Überflutungen oder Flugzeugabsturz erfolgen. 

Durch das geringe Radioaktivitätsinventar wären aber auch Auswirkungen dieser 

Störfälle sehr begrenzt.  

Bei einer Freigabe nach § 29 StrlSchV in den konventionellen Stoffkreislauf – wie bei 

der Option „Sofortiger Abbau“ – können neben den oben genannten Einwirkungen 

auch Störfälle durch den Umgang mit den gering radioaktiven Materialien entstehen. 

Ein größerer Teil der Radionuklide liegt nach der Freigabe in leichter freisetzbarer 

Form vor. 

Das Störfallrisiko ist bei der Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ geringfügig 

geringer als bei den bisher in der Bundesrepublik angewendeten Stilllegungsstrate-

gien. 

Menschliche Tätigkeiten 

Für die Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ ist nach Einlagerung aller abge-

bauten gering radioaktiven Materialien und den Verschluss nur noch eine Überwa-

chung durch den Menschen erforderlich.  

Endlager/Langzeitsicherheitsnachweis 

Da keine radioaktiven Abfälle mehr entsorgt werden müssen, spielt das hier keine 

Rolle. 

Gesellschaft 

Die Gesellschaft muss hinsichtlich technischem und strahlenschutzbezogenem Wis-

sen sowie bezüglich finanzieller Ressourcen über einen längeren Zeitraum stabil 

bleiben, um eine, allerdings nur auf sehr geringem Niveau mögliche Gefährdung von 

Mensch und Umwelt auszuschließen. 

Die Gesellschaft muss damit einverstanden sein, an den ehemaligen Atomkraft-

werksstandorten über die benötigte Zeit für die Zwischenlager hinaus eine weitere 

Anlage, mit allerdings deutlich geringerem Gefahrenpotenzial zu haben. 
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Vor- und Nachteile in der Übersicht 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Vor- und Nachteile der Option „Vollständi-

ger Rückbau mit Bunker“ beziehen auf die in der Bundesrepublik bisher angewen-

deten Optionen „Sofortiger Abbau“ und „Sicherer Einschluss“. 

Bei einem Vergleich mit den Optionen mit den ebenfalls auf Dauer angelegten „Dau-

erhafter Sicherer Einschluss“ und „Entombment“ wäre zu berücksichtigen, dass das 

am Standort verbleibende Radioaktivitätsinventar hier um Größenordnungen gerin-

ger ist. Wegen dieses Unterschiedes sind einige, bei den Optionen ohne „Entker-

nung“ genannten Vor- und Nachteile hier nicht relevant.  

Vorteile Nachteile 

Keine unkontrollierte Verteilung von 
künstlich erzeugten Radionukliden in 
der näheren und weiter entfernten 
Umwelt 

Zwang für wenige Generationen, sich 
mit der Hinterlassenschaft eines – 
wenn auch geringen – Radioaktivi-
tätsinventar zu befassen 

Etwas geringere Strahlenbelastung für 
Personal 

Akzeptanz der Gesellschaft für eine 
zusätzliche Anlage mit – wenn auch 
geringem – Radioaktivitätsinventar für 
einen längeren Zeitraum 

Geringere potenzielle Strahlenbelas-
tung für Personen aus der Bevölke-
rung 

 

Etwas geringeres Störfallrisiko  

 

Bei einer detaillierten Bewertung im Rahmen eines Vergleiches von Stilllegungsstra-

tegien, müssen die Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogen werden. Das heißt 

entscheidend ist nicht unbedingt die Anzahl von Vor- und Nachteilen. 
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Glossar 

Bedeutung von in dieser Stellungnahme benutzten Begriffen: 

 

Aktivierung Durch Neutronenstrahlung in Radionuklide 

umgewandelte Atome in Materialien um 

den Reaktorkern. 

Dauerhaft Sicherer Einschluss Option bei der kein Abbau von Systemen, 

Komponenten oder Gebäudestrukturen in 

wesentlichem Umfang erfolgt, sondern 

Gebäude bzw. Gebäudeteile, in denen sich 

ein Kontrollbereich befindet nach außen 

möglichst sicher abgeschlossen werden. 

Entkernung Von IPPNW geprägter Begriff für den Ab-

bau von radioaktiven Systemen, Kompo-

nenten und Gebäudestrukturen in einem 

bestimmten Umfang.  

Entombment Option, die international diskutiert wird und 

bei der die eingeschlossenen Gebäude mit 

Kontrollbereich mit einer zusätzlichen bauli-

chen Struktur überdeckt werden.  

gering radioaktive Materialien Teilmenge der beim Abbau von Atomanla-

gen anfallenden schwach radioaktiven Ma-

terialien, die nach gegenwärtiger Praxis 

nicht mehr der Strahlenschutzverordnung 

unterliegen. Sie werden nach § 29 StrlSchV 

freigegeben oder ohne Grundlage in der 

Strahlenschutzverordnung herausgegeben. 
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Die Abgrenzung der schwach und der ge-

ring radioaktiven Materialien erfolgt durch 

die Freigabewerte in Anlage III, Tabelle 1 

der Strahlenschutzverordnung zur Beseiti-

gung (Spalten 9a – 9d), zum Abriss von 

Gebäuden (Spalte 10) und zur Rezyklie-

rung von Metallen (Spalte 10a). 

Kontamination An Oberflächen anhaftende oder in Oberflä-

chen eingedrungene Radionuklide 

mittel radioaktive Abfälle Radioaktive Abfälle mit Radioaktivitätskon-

zentrationen aus dem Betrieb der Atoman-

lage zwischen etwa 1010 Bq/m3 und etwa 

1014 Bq/m3. Der jeweilige Übergang ist nicht 

fest definiert, sondern hat eine bestimmte 

Bandbreite. 

schwach radioaktive Abfälle wird hier für die Teilmenge radioaktiver Ab-

fälle benutzt, die Radioaktivitätskonzentra-

tionen aus dem Betrieb der Atomanlage 

oberhalb der Freigabewerte in Anlage III, 

Tabelle 1 der Strahlenschutzverordnung 

besitzt. Die Radioaktivitätsobergrenze zum 

Übergang zu mittel radioaktiven Abfällen ist 

nicht fest definiert, sondern hat eine be-

stimmte Bandbreite. Sie befindet sich bei 

etwa 1010 Bq/m3. 

Sicherer Einschluss Nach Atomgesetz mögliche Option für eine 

Stilllegungsstrategie bei der das Reaktor-

gebäude und möglicherweise weitere Ge-

bäude oder Gebäudeteile mit Kontrollbe-

reich für einen begrenzten Zeitraum vor 

ihrem Abbau möglichst sicher eingeschlos-
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sen werden. Der Zeitraum beträgt etwa 30 

Jahre. 

Sofortiger Abbau Nach Atomgesetz mögliche Option für eine 

Stilllegungsstrategie bei der das Atomkraft-

werk ohne Unterbrechungen Schritt für 

Schritt abgebaut wird. 

Stehenlassen nach Entkernung IPPNW-Option bei der radioaktive Systeme, 

Komponenten und Gebäudestrukturen in 

einem bestimmten Umfang abgebaut wer-

den, bevor die Gebäude mit Kontrollbereich 

und der in ihnen verbleibende Rest (gering 

radioaktive Materialien) nach außen mög-

lichst sicher abgeschlossen werden. 

Vollständiger Rückbau mit Bunker Option bei der das Atomkraftwerk vollstän-

dig abgebaut wird und die gering radioakti-

ven Materialien in einem gegen Einwirkun-

gen von außen robusten und versiegelten 

Bauwerk verwahrt werden. 
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A N H A N G 

 

Die in den folgenden Tabellen aufgeführten Vor- und Nachteile der Optionen bezie-

hen auf die in der Bundesrepublik Deutschland bisher angewendeten Optionen 

„Sofortiger Abbau“ und „Sicherer Einschluss“. 

Bei einer detaillierten Bewertung im Rahmen eines Vergleiches von Stilllegungsstra-

tegien, müssen die Vor- und Nachteile in den folgenden Tabellen jeweils gegenei-

nander abgewogen werden. Das heißt entscheidend ist nicht unbedingt die Anzahl 

von Vor- und Nachteilen. 

Bei einem Vergleich der IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ bzw. der 

Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ mit den Optionen mit den ebenfalls auf 

Dauer angelegten „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ und „Entombment“ wäre zu be-

rücksichtigen, dass das am Standort verbleibende Radioaktivitätsinventar hier um 

Größenordnungen geringer ist. Wegen diesem Unterschied sind einige, bei den Op-

tionen ohne Abbau genannten Vor- und Nachteile hier nicht relevant.  

 



 

 Stellungnahme 

Verbleib gering radioaktiver Stoffe am Standort 

  Seite 73 

 

Optionen „Dauerhaft Sicherer Einschluss“ und „Entombment“ 

Vorteile Nachteile/Probleme 

Keine Strahlenbelastung für Personen 
aus der Bevölkerung durch Freigabe 

Möglicher Rückhalteverlust für Radio-
nuklide in die unmittelbare Umgebung 
durch nachlassende Gebäudestabilität 
in Zeiträumen > 100 Jahre 

Keine unkontrollierte Verteilung von 
künstlich erzeugten Radionukliden in 
der näheren und weiter entfernten 
Umwelt 

Zunehmende Verringerung für die 
Messung des Radioaktivitätsinventars 
durch Zerfall von Leitnukliden 

Geringere Gesamtstrahlenbelastung 
des Personals 

Größeres Störfallrisiko 

Geringere Gesamtstrahlenbelastung 
für Personen aus der Bevölkerung 

Zwang der nächsten Generationen, 
sich mit der Hinterlassenschaft eines 
über hunderte Jahre nicht vernachläs-
sigbaren Radioaktivitätsinventar zu 
befassen 

Geringeres Volumen endzulagernder 
radioaktiver Abfälle 

Kompetenzverlust 

 Die Sicherheitsphilosophie radioaktive 
Abfälle so weit wie möglich von der 
Biosphäre zu entfernen und zu kon-
zentrieren (Endlager in tiefen geologi-
schen Formationen) würde aufgeho-
ben. 

 Quasi-Endlager (oberflächennah) 
ohne Standortauswahlverfahren 

 Schwieriger Langzeitsicherheitsnach-
weis 

 Erhöhung der Endlagerstandorte für 
radioaktive Abfälle von einem auf 
möglicherweise zehn oder mehr 
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IPPNW-Option „Stehenlassen nach Entkernung“ 

Vorteile Nachteile 

Keine unkontrollierte Verteilung von 
künstlich erzeugten Radionukliden in 
der näheren und weiter entfernten 
Umwelt 

Zwang für wenige Generationen, sich 
mit der Hinterlassenschaft eines – 
wenn auch geringen – Radioaktivi-
tätsinventar zu befassen 

Tendenziell etwas geringere Strah-
lenbelastung für Personal 

Akzeptanz der Gesellschaft für eine 
zusätzliche Anlage mit – wenn auch 
geringem – Radioaktivitätsinventar für 
einen längeren Zeitraum 

Geringere potenzielle Strahlenbelas-
tung für Personen aus der Bevölke-
rung 

 

Etwas geringeres Störfallrisiko  

 

Option „Vollständiger Rückbau mit Bunker“ 

Vorteile Nachteile 

Keine unkontrollierte Verteilung von 
künstlich erzeugten Radionukliden in 
der näheren und weiter entfernten 
Umwelt 

Zwang für wenige Generationen, sich 
mit der Hinterlassenschaft eines – 
wenn auch geringen – Radioaktivi-
tätsinventar zu befassen 

Etwas geringere Strahlenbelastung für 
Personal 

Akzeptanz der Gesellschaft für eine 
zusätzliche Anlage mit – wenn auch 
geringem – Radioaktivitätsinventar für 
einen längeren Zeitraum 

Geringere potenzielle Strahlenbelas-
tung für Personen aus der Bevölke-
rung 

 

Etwas geringeres Störfallrisiko  
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